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9. Chronologie der Europäischen Integration 1987

Januar

Ministerrat

1. Januar: Der Ratsvorsitz geht vom Vereinigten
Königreich an Belgien über.

Frankreich

1. Januar: Der Ministerpräsident von Baden-
Württemberg, Lothar Späth, tritt das Amt des
Bevollmächtigten der Bundesrepublik Deutsch-
land für kulturelle Angelegenheiten an, der im
Rahmen des Vertrages über die deutsch-französi-
sche Zusammenarbeit die Interessen der elf Bun-
desländer koordiniert.
5. Januar: Der französische und der deutsche
Postminister beschließen, um den bilateralen
Dissens beider Länder über die unterschiedlichen
Bildschirmtextsysteme auszuräumen, die Einset-
zung einer gemeinsamen Arbeitsgruppe, die bis
Mai ihre Vorschläge vorlegen soll; bis dahin wird
Frankreich seine bei der Kommission der EG
eingereichte Klage gegen die Bundesrepublik ru-
hen lassen.

lien), 12. (Belgien), 16. (Portugal), 17. (Spa-
nien), 20. (Luxemburg), 22723. (Frankreich)
und 30. Januar (Kopenhagen).

Europäisches Währungssystem
11.112. Januar: Die Finanzminister und Noten-
bankpräsidenten der Mitgliedsländer des EWS
beraten die Wechselkursanpassungen im EWS,
die gegenseitige Stützung ihrer Währungen und
einigen sich auf eine Aufwertung der D-Mark
und des Niederländischen Guldens um 3%, des
Belgischen und Luxemburgischen Francs um 2%.
Alle anderen am EWS beteiligten Währungen
(Französischer Francs, Dänische Krone, Italieni-
sche Lira, Irisches Pfund) bleiben unverändert.

Umweltpolitik

25. Januar: Die Kommission beschließt nach
1977 und 1979 ihren dritten Bericht über den Zu-
stand der Umwelt in der Gemeinschaft zu veröf-
fentlichen.

Haushalt

9. Januar: Die Präsidenten des Europäischen
Parlaments, der Kommission und des Rates erör-
tern auf einem informellen Treffen Möglich-
keiten zur Überwindung der Haushaltskrise der
Gemeinschaft.

Reform der EG

9. Januar: Auf Wunsch des Europäischen Rates
vom Dezember 1986 in London tritt Kommis-
sionspräsident Jacques Delors seine ,Reise in die
Hauptstädte' an, auf der er die Regierungen der
Mitgliedstaaten auf die Probleme der künftigen
Finanzierung der Gemeinschaft, der Zukunft der
Gemeinsamen Agrarpolitik und der Reform der
Strukturfonds aufmerksam machen und ihnen die
Leitlinien der Kommission darlegen soll: 9. (Ita-

USA

15. Januar: Der Ausschuß der Ständigen Vertre-
ter beschließt als Reaktion auf die von den Verei-
nigten Staaten verhängten Zölle auf EG-Waren,
amerikanischen Maiskleber und Reis mit zusätz-
lichen Einfuhrabgaben von jeweils 42 bis 55 ECU
pro Tonne zu belasten.

Japan

15.116. Januar: Der japanische Postminister Ka-
rasawa stattet der Kommission in Brüssel einen
Besuch ab und führt Gespräche über die Harmo-
nisierung der Fernmeldenormen, die Informa-
tionstechnologien und das hochauflösende Fern-
sehen sowie über den Kauf von Fernmeldeausrü-
stungen durch Japan.
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UdSSR

15.116. Januar: Eine sowjetische Delegation stat-
tet der Kommission in Brüssel einen Besuch ab
und führt Gespräche über die Modalitäten der
Aufnahme offizieller Beziehungen zwischen der
EG und der UdSSR.

Haushaltspolitik

16.117. Januar: Der Ministerrat für Haushaltsan-
gelegenheiten kann sich auf seiner Tagung in
Brüssel nicht auf einen Beschluß über das Berich-
tigungsschreiben der Kommission zum Haus-
haltsplan 1987 einigen und beschließt zur Dek-
kung des Bedarfs an Verwaltungsmitteln die ent-
sprechenden Zwölftel-Anteile zu genehmigen.
Weiteres Beratungsthema ist der Handelskon-
flikt zwischen der EG und den Vereinigten Staa-
ten.

Europa der Bürger /Binnenmarkt
19. Januar: Die Kommission übermittelt dem Rat
eine Mitteilung über die neuen Kartenzahlungs-
systeme.

Agrarpolitik

19.-21. Januar: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster stimmt auf seiner Tagung in Brüssel einem
Vorschlag der Kommission zu, mit dem die Aus-
wirkungen der Neufestsetzung der Wechselkurse
durch die Anwendung der bereits festgesetzten
Währungsausgleichsbeträge (WAB) ab dem 22.
Januar 1987 und der schrittweise Abbau der ne-
gativen WAB auf dem Rindfleischsektor ausge-
glichen werden sollen. Mit qualifizierter Mehr-
heit stimmt der Rat den geschätzten Bilanzen im
Rindfleischsektor zu und beschließt, bis zum 31.
März 1987 den von der Kältewelle am stärksten
betroffenen Personen kostenlos bestimmte land-
wirtschaftliche Produkte zur Verfügung zu stel-
len, sowie über weitere Fragen im Agrarbereich,
in der Fischerei- und Haushaltspolitik.

Europäisches Parlament

19. - 23. Januar: Sitzungswoche des EP in Straß-
burg. Im dritten Wahlgang wird der Brite Sir
Henry Plumb am 20. Januar zum neuen Präsiden-
ten des EP gewählt. In seiner Rede verpflichtet
er sich, sicherzustellen, den institutionellen Rah-
men der Gemeinschaft durch die Stärkung der
demokratischen Rolle des Parlaments zu festigen
und fordert den Rat auf, einer kleinen Erhöhung
der Zuwachsrate bei den Haushaltsmitteln zuzu-

stimmen, um den Haushalt verabschieden zu
können. Am 22. Januar stellt der amtierende
Ratspräsident, der belgische Außenminister Leo
Tindemans, das Programm der belgischen Präsi-
dentschaft vor, die sich darum bemühen werde,
die Einheitliche Europäische Akte zur Anwen-
dung zu bringen, wobei er besonders begrüßt,
daß im Rat nun mehr Entscheidungen mit Mehr-
heitsabstimmungen getroffen werden können,
sowie die Schaffung des Binnenmarktes bis 1992
und betont, daß es in Zeiten, in denen auf natio-
naler Ebene Haushaltskürzungen vorgenommen
würden, keine neuen Ressourcen für die Ge-
meinschaft ohne die Einhaltung der Haushalts-
disziplin geben werde; dies gelte nicht nur für den
Rat, sondern auch für das Parlament.
Die Abgeordneten verabschieden Entschließun-
gen zu den Beziehungen EG - Mittelamerika, zur
Koordinierung der Währungspolitiken zur Stär-
kung des EWS, verbesserte Zusammenarbeit mit
Lateinamerika, zu einer Gemeinschaftsstrategie
für den Automobilsektor und die Schaffung eines
Binnenmarktes im Dienstleistungsbereich, for-
dern den Rat auf, so bald wie möglich das mehr-
jährige Rahmenprogramm für Forschung und
Entwicklung zu verabschieden, sprechen sich mit
177 gegen 69 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) für
die Aufnahme von Verhandlungen mit dem Rat
für Gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) und
parallel dazu mit dessen europäischen Mitglieds-
ländern aus, unterstützen die feste Haltung der
Kommission im Handelsstreit mit den USA und
lehnen den Abschluß gesonderter bilateraler Ab-
kommen ab.

Drogenbekämpfung

20.121. Januar: In London beschließt die aus 16
europäischen Staaten gebildete Pompidou-Grup-
pe, der für die Drogenberatung zuständigen Mi-
nister ein Aktionsprogramm, das die Schaffung
von Gesetzen vorsieht, die eine Beschlagnahme
der im Drogenhandel erzielten Gewinne, stärke-
re Überwachung der Häfen und besser Möglich-
keiten zur Bekämpfung des Hochseeschmuggels
mit Drogen, größeren Informationsaustausch
auch über die Behandlung und Reintegration von
Drogensüchtigen, Koordinierung der Grenzüber-
wachung ermöglichen.

Türkei

22. Januar: Die Kommission und die türkische
Regierung paraphieren das Protokoll zur Anpas-
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sung des Assoziierungsabkommens EWG - Tür-
kei nach dem Beitritt Griechenlands.

Allgemeine Angelegenheiten/EPZ
26.127. Januar: Der Rat der Außenminister berät
auf seiner Tagung in Brüssel über die Beziehun-
gen zu den USA, die Mittelmeerpolitik, die Ta-
gung des Kooperationsrates EWG-Israel, den
Haushaltsplan 1987, erklärt sich mit den Verord-
nungsvorschlägen einverstanden, wonach ein Sy-
stem zum Ausgleich von Ausfällen in den Aus-
fuhrerlösen bei landwirtschaftlichen Grunder-
zeugnissen zugunsten der am wenigsten entwik-
kelten Nicht-AKP-Staaten geschaffen werden
soll und faßt Beschlüsse zur Drogenbekämpfung,
zum Schiffbau und zur Zollunion.
Am Rande der Tagung beraten die Außenmini-
ster im Rahmen der EPZ den Konflikt zwischen
Iran und Irak und geben eine Erklärung dazu ab.

Europarat

26. - 30. Januar: Die Parlamentarische Versamm-
lung tagt in Straßburg. Der französische Premier-
minister verteidigt in einer Rede die von Frank-
reich eingeführte Visumspflicht für Staatsange-
hörige aus einigen Mitgliedsländern, die bei der
Eröffnungssitzung kritisiert wurde, als für die Be-
kämpfung des Terrorismus notwendig, lobt den
Europarat als die „große politische Organisa-
tion" der 21 europäischen Demokratien und
kündigt an, Frankreich werde seine Bemühungen
zur Respektierung der Menschenrechte im Ost-
block fortsetzen und sich nicht mit der Teilung
von Völkern und der Trennung von Familien ab-
finden. Der türkische Außenminister, Vahit Ha-
lefogul, erklärt, daß die Türkei noch im Laufe
des Jahres offiziell den Antrag auf Aufnahme in
die EG stellen wird und er werte den Beschluß
seiner Regierung, das Individualklagerecht für
Türken vor der Europäischen Kommission für
Menschenrechte zuzulassen als Zeichen dafür,
daß die Türkei verstärkt in allen europäischen In-
stitutionen mitwirken wolle, denn die Westinte-
gration der Türkei sei politisch, wirtschaftlich
und militärisch als Ganzes zu betrachten. Kron-
prinz Hassan von Jordanien forderte neue Frie-
densinitiativen im Nahen Osten, damit den Ge-
fahren durch „blinde Fanatiker und Terroristen"
begegnet werden kann. In einer Dringlichkeits-
debatte bringt die Versammlung ihre Sorgen we-
gen der Rheinverschmutzung zum Ausdruck,
dringt in einer Empfehlung darauf, die Konven-

tion zum Schutz der internationalen Fließgewäs-
ser aufzulegen, führt in einer Entschließung zur
Lage der baltischen Völker die Verletzungen in-
ternationaler Abkommen durch die Sowjetunion
auf, fordert die Regierungen der Mitgliedstaaten
auf, beim Wiener KSZE-Folgetreffen auf diese
aufmerksam zu machen und eine Anpassung der
europäischen Landwirtschaft an die veränderten
Gegebenheiten in Produktion, Vermarktung und
landwirtschaftlichen Einkommen.

Wirtschafts- und Sozialausschuß
28.1 29. Januar: Der WSA verabschiedet auf sei-
ner 243. Plenartagung Stellungnahmen über den
Zugang zu den Gerichten in internationalen Fäl-
len, die MwSt-Regelung für Klein- und Mittelun-
ternehmen, das Programm Sprint, das Erasmus-
Programm und den Weinmarkt.

USA

29. Januar: Im Handelsstreit zwischen der EG
und den USA wird eine Einigung erzielt, nach
der die EG für die USA abschöpfungsbegünstigte
Einfuhrkontigente für den spanischen Markt für
2 Mio. Tonnen Mais und 300.000 Tonnen Sorg-
hum öffnet, die Lieferungen von Maiskleber,
Brauereimelasse und Zitrusschalen auf die Frei-
kontigente anrechnet, auf die Reservierung von
15% des portugiesischen Marktes für EG-Liefe-
ranten verzichtet und die USA Kontingenterege-
lungen für Bier, Weißwein, Apfelsaft, Bonbons
und Schokolade aufheben.

Europäisches Film- und Fernseh jähr 1988

30. Januar: Der Lenkungsausschuß für das Euro-
päische Film- und Fernsehjahr 1988 kommt unter
dem Vorsitz von Simone Veil in Rom zusammen.

Februar

AKP

2. - 6. Februar: Die paritätische Versammlung
AKP - EWG verabschiedet auf ihrer ersten Ta-
gung im Jahr 1987 den Gesamtbericht für 1987
und Berichte zu der Frau, der Bevölkerung im
Entwicklungsprozeß und die Verschuldungspro-
bleme in den AKP-Ländern.

Arabische Liga

3. Februar: Der Generalsekrtär der Arabischen
Liga, Chedli Klibi, erörtert mit dem amtierenden
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Ratspräsidenten, Leo Tindemans, die Lage im
Nahen Osten.

Reform der EG /Binnenmarkt
5. Februar: Kommissionspräsident Jacques De-
lors setzt seine im Januar begonnene ,Reise in die
Hauptstädte Europas' fort: 5. (Vereinigtes Kö-
nigreich und Irland), 11. (Griechenland) und 13.
Februar (Bundesrepublik Deutschland).

Peru

6.1 7. Februar: Kommissionsmitglied Claude
Cheysson stattet einen offiziellen Besuch in Peru
ab und führt Gespräche über bilaterale Proble-
me, insbesondere über die Auslandverschuldung
Perus, die Entwicklung der Contadora-Initiative
und die Entwicklung der Beziehungen zwischen
der Gemeinschaft und dem Andenpakt.

Wirtschafts- und Finanzpolitik
9. Februar: Der Ministerrat für Wirtschaft und
Finanzen genehmigt auf seiner Tagung in Brüssel
einen Kompromiß über die Leitlinien für Aus-
fuhrkredite, berät über die wirtschaftliche Lage
in der Gemeinschaft und faßt Beschlüsse in den
Bereichen Forschung, GATT, Haushalt und
Handelspolitik.

Außenbeziehungen

9.1 10. Februar: Auf der dritten Ministerkonfe-
renz der EG, der Staaten Zentralamerikas und
der Contadora-Gruppe in Luxemburg verab-
schieden die Teilnehmer eine gemeinsame politi-
sche Erklärung und ein gemeinsames Wirt-
schaftskommunique.

Agrarpolitik

9.110. Februar: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster billigt auf seiner Tagung in Brüssel die Aus-
fuhrbedingungen für die Reform des Rindfleisch-
marktes, deren Geltungsdauer auf den 31. 12. be-
fristet ist, einigt sich auf einen Dringlichkeitsplan
in Höhe von 3,2 Mrd. ECU zum Abbau der But-
terbestände mittels subventionierten Exports,
Verfütterung, industrieller Verwendung und So-
zialprogrammen, faßt Beschlüsse zur Fischerei,
Nahrungsmittelhilfe und EGKS und einigt sich
nicht bei den soziostrukturellen Maßnahmen im
Milchsektor.

Afrika

12. Februar: Der Vorsitzende der Organisation
der Afrikanischen Einheit, Denis Sassou-Ngues-
so erörtert anläßlich eines Besuches der Kommis-
sion in Brüssel mit dessen Präsident Jacques De-
lors die Lage im südlichen Afrika und die Ver-
schuldung der afrikanischen Staaten, wobei Sas-
sou-Nguesso die europäischen Sanktionen gegen
Südafrika als ungenügend bezeichnet und die EG
darum ersucht, die Nachbarstaaten Südafrikas
wirtschaftlich unabhängiger zu machen.

Haushaltspolitik

12.113. Februar: Der Ministerrat für Haushaltsan-
gelegenheiten einigt sich auf seiner Tagung in
Brüssel auf einen Haushaltsentwurf für 1987,
dessen Gesamtvolumen 36,31 Mio. ECU beträgt,
was eine Erhöhung um 4,7 Mio. ECU bedeutet,
wobei der Höchststeigerungssatz bei den nichtob-
ligatorischen Ausgaben 8,149% beträgt, der da-
mit gerundet auf den nach der Haushaltsdisziplin
vorgeschriebenen 8,1% bleibt; ferner wird eine
Negativreserve an Verpflichtungsermächtigun-
gen in Höhe von 181 Mio. ECU und an Zah-
lungsermächtigungen in Höhe von 89 Mio. ECU
eingesetzt.

Umweltpolitik

13. Februar: Der Ministerrat für Umweltfragen
berät auf einem informellen Treffen über die
Vereinheitlichung von Grenzwerten für Autoab-
gas- und Industrieemissionen.

Frankreich

13. Februar: Der französische Premierminister
Jacques Chirac weiht in Toulouse das neue euro-
päische Airbus-Flugzeug A-320 ein.

Agrarpolitik

25. Februar: Die Kommission einigt sich auf die
Agrarpreisvorschläge für 1987/88, die besagen,
daß bei Getreide die Preise für Weichweizen um
8%, bei Mais, Gerste, Roggen und Hirse um
2,5% und für Hartweizen um 4,7% gesenkt wer-
den, für Reis, Zucker, Trockenfutter, Textilfaser
und Wein sowie bei Milchprodukten und Rind-
fleisch sollen die Garantiepreise unverändert
bleiben, außerdem wird die Einführung einer
Steuer in Höhe von 330 ECU für in der EG pro-
duzierte oder importierte Pflanzenöle geplant.
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Reform der EG/Binnenmarkt
25. Februar: Die Kommission legt eine Mittei-
lung ,Die Einheitliche Akte muß ein Erfolg wer-
den - eine neue Perspektive für Europa' vor, in
der sie ihre Vorschläge zur Reform der EG dar-
legt.

Allgemeine Angelegenheiten/EPZ
16. Februar: Der Rat der Außenminister berät
auf seiner Tagung in Brüssel die Erneuerung der
Finanzprotokolle für den Mittelmeerraum, den
Stand der Ausarbeitung eines Mandats für Ver-
handlungen über ein Wirtschaftsabkommen mit
Ungarn, über die Einführung eines ständigen
Schutzsystems zur Festlegung von Höchstgrenzen
für die radioaktive Kontamination von landwirt-
schaftlichen Erzeugnissen und Trinkwasser im
Falle eines Nuklearunfalls und weist den Aus-
schuß der Ständigen Vertreter an, noch vor dem
1. März eine Lösung zu finden, da die nach dem
Reaktorunglück von Tschernobyl festgesetzten
Grenzwerte nur bis Ende Februar befristet sind
und faßt Beschlüsse zur Landwirtschaft, Fische-
reipolitik und Zollunion.

Am Rande der Tagung verabschieden die Au-
ßenminister im Rahmen der EPZ eine Erklärung
zum Schicksal der Zivilbevölkerung in den Palä-
stinenserlagern im Libanon.

Europäisches Parlament

16. - 20. Februar: Sitzungswoche des EP in Straß-
burg. Die Abgeordneten beraten im Rahmen ei-
ner Sondersitzung über den Stand der Nord-Süd-
Beziehungen, woran der ehemalige Präsident Ni-
gerias, Olusegun Obasanjo und der Limburger
Bischof Franz Kamphaus teilnehmen und verab-
schieden zehn Entschließungen zu diesem The-
ma, in denen neue Initiativen der EG zur Ent-
wicklung der ärmeren Länder gefordert werden,
so Maßnahmen zur Stabilisierung der Rohstoff-
preise, ein Schuldenmoratorium bzw. ein Schul-
denerlaß für Länder mit niedrigem Einkommen
und eine verbesserte Koordinierung der Hilfe.
Kommissionspräsident Jacques Delors stellt das
Arbeitsprogramm der Kommission für 1987 vor,
das die Bedeutung der Einheitlichen Europä-
ischen Akte widerspiegelt, zu deren Durchfüh-
rung vier grundlegende Bedingungen zu erfüllen
seien: Die Gemeinsame Agrarpolitik müsse den
neuen Weltmarktbedingungen angepaßt werden,
Gemeinschaftspolitiken mit nennenswerten wirt-
schaftlichen Auswirkungen seien zu entwickeln,

stabile Eigenmittel müßten vorhanden sein und
eine wirksame Haushaltsdisziplin müsse ange-
wandt werden; besondere Aufmerksamkeit wolle
die Kommission 1987 den Strukturfonds widmen;
alle diese Ziele seien jedoch nur mit einer Revi-
sion des gegenwärtigen Finanzsystems zu errei-
chen; außerdem wolle die Kommission als neues
Bezugssystem für die Höchstgrenze der Eigen-
einnahmen das Bruttosozialprodukt einführen,
so daß bis 1992 der EG 1,4% des BSP zur Verfü-
gung stehen; ebenso wolle die Kommission sich
die Möglichkeit einer Gemeinschaftssteuer auf fi-
nanzielle Transaktionen offenhalten. Das EP be-
schließt, über das Arbeitsprogramm erst nach ei-
ner eingehenden Prüfung im März abzustimmen,
billigt den Haushaltsentwurf für 1987 mit 301 ge-
gen 41 Stimmen (bei 5 Enthaltungen), zeigt sich
über die im Rat erzielte Einigung zufrieden, be-
tont aber, der Haushalt reiche nicht aus, um alle
absehbaren Ausgaben zu decken, verabschiedet
Entschließungen zur Fischereipolitik, zur Bio-
technologie, zur Anpassung der sogenannte Se-
veso-Richtlinie im Gefolge der Rhein-Ver-
schmutzung nach dem Chemie-Unfall in Basel,
zur Situation der Palästinenserlager in Libanon
und zur Achtung der Menschenrechte in ver-
schiedenen Ländern.

Verkehrspolitik

17. Februar: Der Rat der Verkehrsminister be-
schließt auf einem informellen Treffen in Brüs-
sel, die Neuordnung der EG-Finanzierung zum
Schwerpunktthema der nächsten Tagung des Eu-
ropäischen Rates zu machen.

Finanzpolitik

22. Februar: In Paris beschließen die Finanzmini-
ster und Notenbankgouverneure der Bundesre-
publik Deutschland, Frankreichs, Großbritan-
niens, Japans, Kanadas und der Vereinigten
Staaten einen weiteren Kursverfall des Dollars zu
bremsen.

EPZ

23. Februar: Der Rat der Außenminister befür-
wortet bei einem informellen Treffen in Brüssel
im Rahmen der EPZ in einer Erklärung zum Na-
hen Osten eine internationale Friedenkonferenz
unter der Schirmherrschaft der Vereinten Natio-
nen; damit wolle die EG einen aktiven Beitrag
zur Annäherung der Standpunkte der betroffe-
nen Parteien leisten.

Jahrbuch der Europäischen Integration 1987188 463



CHRONOLOGIE DER EUROPÄISCHEN INTEGRATION 1987

Agrarpolitik

23.124. Februar: Der Rat der Landwirtschaftsmi-
nister einigt sich auf seiner Tagung in Brüssel
nicht bei den Verordnungsvorschlägen zur Ände-
rung der Marktorganisation für Milch, bei den
soziostrukturellen Maßnahmen und der Gewäh-
rung staatlicher Beihilfen an Kleinerzeuger von
Milch und faßt Beschlüsse zur Landwirtschaft,
Fischerei und den Antidumpingzöllen.

Forschungspolitik

23.124. Februar: Der Ministerrat für Forschung
berät auf seiner Tagung in Brüssel über das Rah-
menprogramm im Bereich Forschung und Ent-
wicklung (1987 -1991) und kommt zu keiner Ge-
samtlösung.

Binnenmarktpolitik

24. Februar: Der Ministerrat für Binnenmarktpo-
litik berät ohne abschließende Ergebnisse auf sei-
ner Tagung in Brüssel über das Aufenthaltsrecht,
das Sprint-Programm, Grenzkontrollen, gegen-
seitige Anerkennung von Hochschuldiplomen
und Gemeinschaftspatente.

Reform der EG / Belgien

25. Februar: Der belgische Ministerpräsident
Wilfried Martens und seine Amtskollegen aus
den Niederlanden, Ruud Lubbers und aus Lu-
xemburg Jacques Santer kommen in Brüssel zu
Konsultationen zusammen und beraten die Kom-
missionsvorschläge zur Reform der Gemeinsa-
men Agrarpolitik, zur EG-Finanzierung und zu
den Strukturfonds.

Wirtschafts- und Sozialausschuß
25.1 26. Februar: Der WSA gibt auf seiner 244.
Plenartagung eine Initiativstellungnahme zur ge-
meinsamen Eisenbahnpolitik ab und verabschie-
det Stellungnahmen zum Informationsbericht
über das Gesundheitswesen, über das For-
schungs- und Entwicklungsprogramm im Bereich
der Medizin, den elektronischen Datentransfer
für kommerzielle Zwecke (Tedis), Zollbefreiun-
gen, Verschmutzung des Rheins, den Weinmarkt
und den interregionalen Luftverkehr.

NATO

26. Februar: US-General John R. Galvin wird
zum neuen Europa-Befehlshaber der NATO er-
nannt. Er löst den Ende Juni nach Erreichen der

Altersgrenze ausscheidenden General Bernard
W. Rogers ab.

März

Mittelamerika

1. März: Ein zwischen der EG und sechs mittel-
amerikanischen Ländern (Costa Rica, El Salva-
dor, Guatemala, Honduras, Nicaragua und Pana-
ma) mit 5 Jahren Laufzeit abgeschlossenes Ko-
operationsabkommen, daß die Bereiche Wirt-
schaft, Handel und Entwicklung umfaßt, tritt in
Kraft.

Agrarpolitik

2. - 4. März: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster einigt sich auf seiner Tagung in Brüssel auf
weitere Schritte zur Eindämmung der Über-
schußproduktion bei Milch, beschließt mit quali-
fizierter Mehrheit soziostrukturelle Maßnahmen,
insbesondere Beihilfen zur Extensivierung der
Überschußproduktion und zur Berücksichtigung
des Umweltschutzes und faßt Beschlüsse zur
Landwirtschaft, Fischerei, Forschung, EGKS
und zu Sozialfragen.

EFTA

9. März: Die Kommission schließt im Namen der
Europäischen Atomgemeinschaft die Rahmenab-
kommen auf den Gebieten von Wissenschaft und
Technologie zwischen der EG und der Schweiz,
Schweden, Norwegen, Finnland und Österreich
endgültig ab.

Wirtschafts- und Finanzpolitik
9. März: Der Ministerrat für Wirtschaft und Fi-
nanzen prüft auf seiner Tagung in Brüssel die
Wirtschaftslage in der EG und kommt zu der
Auffassung, daß eine Änderung der wirtschafts-
politischen Leitlinien nicht erforderlich ist, ge-
nehmigt den Beschluß über das Neue Gemein-
schaftsinstrument (NGI) IV, empfiehlt die Entla-
stung der Kommission zur Ausführung des Haus-
haltsplans für 1985, berät die finanziellen Aus-
wirkungen des Absatzes von Butterbeständen auf
Spanien und Portugal sowie den gegenseitigen
Beistand bei der Anwendung der Zoll- und
Agrarregelung und genehmigt die Schlußfol-
gerungen zur Berufsausbildung von Jugend-
lichen in der EG, in denen sie eine Zusammen-
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März

arbeit aller Beteiligten und höhere Investitionen
der Unternehmen in die Berufsbildung befürwor-
ten.

Europäisches Parlament

9. - 13. März: Sitzungswoche des EP in Straß-
burg. Die Abgeordneten genehmigen die in einer
Mitteilung der Kommission genannten „horizon-
talen" Maßnahmen im Lebensmittelsektor, nach
denen nicht mehr EG-Normen für jedes Produkt
verabschiedet werden sollen, sondern Regeln für
Zusätze, Verpackung und Etikettierung aufge-
stellt werden; die den Bestimmungen entspre-
chenden Produkte können dann frei auf dem eu-
ropäischen Markt angeboten werden; sie fordern
bessere Maßnahmen zur Verhinderung weiterer
Lebensmittelskandale und wenden sich gegen ei-
ne allgemeine Erlaubnis der Haltbarmachung
von Lebensmitteln durch Bestrahlung. Der am-
tierende Ratspräsident, der belgische Außenmi-
nister Leo Tindemans gibt eine Erklärung zum
Nahen Osten ab, in der er ausführt, daß die EG
sich bezüglich einer Friedenskonferenz alle Op-
tionen offenhalten wolle, daher habe man sich
auf die Modalitäten festgelegt, die EG wahre im
iranisch-irakischen Krieg „strikte Neutralität"
und verurteile den Einsatz chemischer Waffen.
Zur Lage in Libanon erklärt er, ein dauerhafter
Frieden sei nur möglich, wenn alle ausländischen
Truppen abgezogen würden. Die Parlamentarier
billigen die Vorschläge der Kommission zur Ein-
heitlichen Europäischen Akte sowie zur zukünfti-
gen Finanzierung der EG und erneuern mit 253
gegen 8 Stimmen (bei 34 Enthaltungen) das Man-
dat der Kommission, zeigen sich in mehreren
Entschließungen besorgt über die gravierenden
Menschenrechtsverletzungen in mehr als 50 Län-
dern, fordern in einer Entschließung zum Asyl-
recht eine großzügige Haltung der EG-Staaten
gegenüber Asylsuchenden und legt eine Reihe
von Prinzipien fest, nach denen die Asylanträge
bearbeitet werden sollen, befassen sich mit der
sowjetischen Einwilligung zu einer Nulllösung
bei den Mittelstreckenraketen in Europa, begrü-
ßen die Beschlüsse der Agrarminister zur Verrin-
gerung der Überschußproduktion und fordern
nach dem Fährunglück von Zeebrügge eine Un-
tersuchung des Unfallherganges und eine EG-
Verordnung über den Transport gefährlicher Gü-
ter.

Europäischer Gerichtshof

12. März: Der Europäische Gerichtshof entschei-
det, daß in der Bundesrepublik Deutschland
künftig auch Bier zum Verkauf freigegeben wer-
den muß, das nicht nach dem deutschen Rein-
heitsgebot von 1516 hergestellt worden ist.

Allgemeine Angelegenheiten/EPZ
16.117. März: Der Rat der Außenminister berät
auf seiner Tagung in Brüssel die Beziehungen
zwischen der EG und Japan, bedauert die Ver-
größerung des Handelsbilanzungleichgewichts,
ersucht die japanische Regierung, die Inlands-
nachfrage entsprechend den eingegangenen Ver-
pflichtungen zu stimulieren, zeigt sich besorgt
über die Möglichkeit der amerikanischen Be-
schränkungen im Textilhandel, kündigt an, daß
die EG darauf den GATT-Rechten entsprechend
reagieren werde, prüft die außenpolitischen Aus-
wirkungen einer von der Kommission vorgeschla-
genen Fettsteuer, genehmigt mit qualifizierter
Mehrheit ein Zusatzprogramm für den Absatz
von Butter aus Lagerbeständen, einigt sich auf ei-
ne Finanzhilfe in Höhe von einer Mrd. ECU für
die Mittelmeerländer, die nicht Mitglied der EG
sind und faßt Beschlüsse zur Agrarpolitik und
den Freigrenzen für Reisende.
Am Rande der Tagung treffen sich die Außenmi-
nister im Rahmen der EPZ und verabschieden ei-
ne Erklärung zu Afghanistan, in der sie ihre Un-
terstützung für die indirekten Verhandlungen un-
ter der Vermittlung der Vereinten Nationen in
Genf bekräftigen und verurteilen die afghani-
schen Bombenangriffe auf nichtmilitärische Ziele
in Pakistan.

Arbeits- und Sozialpolitik

16.117. März: Der Rat der Arbeits- und Sozialmi-
nister berät bei einem informellen Treffen in
Brüssel über die Durchführung des Aktionspro-
gramms zur Steigerung der Beschäftigung, wobei
sie der Bekämpfung der Langzeit- und Jugendar-
beitslosigkeit Priorität einräumen, über die Re-
form der Strukturfonds und den in Val Duchesse
begonnene Dialog zwischen den Sozialpartnern
und den Regierungen.

Österreich

171. 18. März: Der österreichische Außenminister
Alois Mock stattet der Kommission einen Besuch
ab und führt Gespräche über die Beziehungen
Österreichs zur EG, den Gütertransit durch
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Österreich und die österreichische Beteiligung
am zukünftigen Binnenmarkt der EG; außerdem
wird die Einrichtung einer EG-Botschaft in
Österreich vereinbart.

EUREKA

18. März: In Brüssel wird das auf der dritten EU-
REKA-Ministerkonferenz in London beschlosse-
ne Sekretariat eröffnet.

RGW

18.119. März: In Genf beraten Sachverständigen-
delegationen der EG und des RGW über den
Entwurf einer gemeinsamen Erklärung zur Auf-
nahme offizieller Beziehungen zwischen beiden
Organisationen.

China

19. März: In Brüssel wird ein Abkommen zwi-
schen der EG und China über die Einrichtung ei-
nes Zentrums zur Koordinierung der biotechno-
logischen Forschung abgeschlossen.

Industriepolitik

19. März: Der Ministerrat für Industriepolitik er-
klärt auf seiner Tagung in Brüssel in seinen
Schlußfolgerungen zur Organisation des Eisen-
und Stahlmarktes, die von EUROFER vorgeleg-
ten Vorschläge, bis 1989 die Produktionskapazi-
täten für Stahl um 15 Millionen Tonnen zu ver-
ringern, reichten nicht aus, trifft keine Entschei-
dung über die sozialen Aspekte der geplanten
Stillegungen und den Kommissions Vorschlag, das
Quotensystem zu lockern und einigt sich hinsicht-
lich der Durchführung des revidierten Sprint-
Programms auf die Bereitstellung von Mitteln in
Höhe von 8,6 Mio. ECU.

Europäischer Rat

19. März: Der Ratspräsident und belgische Mini-
sterpräsident Leo Tindemans spricht sich gegen
den Vorschlag des Kommissionspräsidenten Jac-
ques Delors aus, eine Sondertagung des Europä-
ischen Rates zu Abrüstungsfragen einzuberufen,
da innerhalb der EG nur über die politischen und
wirtschaftlichen Aspekte der Sicherheit beraten
werden kann, militätische Erwägungen fielen
nicht in die Zuständigkeit der EG.

Umweltpolitik

19. März: Als Auftakt zum Europäischen Jahr
des Umweltschutzes finden in Brüssel offizielle
Feierlichkeiten statt.

19./20. März: Der Ministerrat für Umweltfragen
genehmigt auf seiner Tagung in Brüssel eine
Richtlinie, die den Schwefelgehalt von Gasölen
auf 0,3% begrenzt, erzielt Einvernehmen über
die Fortschreibung und Durchführung eines Ak-
tionsprogramms der EG für den Umweltschutz
(1987 - 1992), fordert in einer Entschließung eine
Konzentration auf folgende Bereiche: Verhütung
der Umweltverschmutzung, bessere Bewirtschaf-
tung der Ressourcen, internationale Tätigkeiten
und Entwicklung geeigneter Instrumente, berät
über Großfeuerungsanlagen, Fluorchlorkohlen-
wasserstoffe und die Ein- und Ausfuhr gefähr-
licher Chemikalien und faßt Beschlüsse zur Um-
welt und zur Landwirtschaft. Dänemark verwei-
gert bei der Schadstoffemission von Kraftfahr-
zeugen die Annahme von Bestimmungen, da sie
seiner Delegation nicht weit genug gehen, einzel-
ne Mitgliedstaaten bekommen die Möglichkeit
eingeräumt, bleihaltiges Normalbenzin zu verbie-
ten.

Verkehrspolitik

23.124. März: Der Rat der Verkehrsminister be-
rät auf seiner Tagung in Brüssel über die Aus-
schaltung der Verzerrungen der Wettbewerbsbe-
dingungen im Güterkraftverkehr, das Gemein-
schaftskontingent in diesem Bereich und die Ver-
kehrsinfrastruktur und einigt sich über die Tarife
und die Kapazitätsaufteilung im Flugverkehr.

Forschungspolitik

24.125. März: Der Rat der Forschungsminister
setzt seine Tagung vom 23724. Februar in Brüs-
sel fort und berät über das Rahmenprogramm im
Bereich Forschung und Entwicklung für 1987 -
1991, das Mittel in Höhe von 6,48 Mrd. ECU
vorsieht und dem bis auf die Bundesrepublik
Deutschland und Großbritannien alle EG-Staa-
ten zustimmen; da jedoch Einstimmigkeit erfor-
derlich ist, kommt keine Einigung zustande.

Römische Verträge

25. März: Zum 30sten Jahrestag der Unterzeich-
nung der Römischen Verträge zur Gründung von
EWG und Euratom finden mehrere offizielle Fei-
erlichkeiten statt, u. a. lädt die Kommission in
Zusammenarbeit mit dem Europäischen Hoch-
schulinstitut und der Stadt Florenz zu einer Kon-
ferenz über „Europa im Wandel: Die kulturellle
Herausforderung - Kultur, Technologie und
Wirtschaft" und die Verbindungsgruppe der Pro-
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April

fessoren für Zeitgeschichte bei der EG organi-
siert ein Kolloquium "Die Wiederbelebung des
Europagedankens und die Römischen Ver-
träge".

Agrarpolitik

30.131. März: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster berät auf seiner Tagung in Brüssel erneut die
Agrarpreise für das Ernte jähr 1987/88, die ge-
plante Fettsteuer und den Abbau der Wäh-
rungsausgleichsbeträge, erzielt in diesem Punkt
keine Einigung und beschließt deswegen, das
Wirtschaftsjahr für Milch und Rindfleisch bis
zum 31. Mai zu verlängern, verabschiedet die
Aussetzung der negativen Grenzausgleichsbeträ-
ge bei Eiern und Geflügel für Frankreich und
Großbritannien und setzt eine Arbeitsgruppe
ein, die die Entwicklung der Produktionskosten
und der Einkommen in der Landwirtschaft unter-
suchen soll.

China

31. März: China und die EG vereinbaren die Ein-
richtung einer Ständigen Vertretung der EG in
Peking.

Wirtschaftskommission für Europa
31. März - 10. April: Die ECE faßt in Genf auf
ihrer 42. Jahrestagung Beschlüsse in den Berei-
chen Umweltschutz, Verkehr, Handel, Energie,
wirtschaftliche Zusammenarbeit im Mittelmeer-
raum, allgemeine Prognosen und Wirtschaftspro-
gnosen und Harmonisierung der Baurechtsvor-
schriften.

April

Finanzpolitik

3.14. April: Der Rat der Finanzminister berät bei
einem informellen Treffen in Knokke (Belgien)
über das weitere Vorgehen zur EG-Finanzreform
und über Maßnahmen zur Stärkung des EWS, er-
örtert mit den Notenbankgouverneuren die Devi-
senmarktentwicklung nach ihrem Treffen vom
22. Februar in Paris, das EWS sowie die bevor-
stehenden Tagungen der Weltbank und des In-
ternationalen Währungsfonds.

EPZ

4.15. April: Im Rahmen der EPZ beraten die Au-
ßenminster in Turnhout (Belgien) den Abzug der
Mittelstreckenraketen aus Europa, das Ost-
West-Verhältnis und die Lage im Nahen Osten
und der amtierende Ratspräsident und belgische
Außenminister Leo Tindemans gibt bekannt, daß
die Präsidentschaft einen Bericht über die natio-
nalen Asyl- und Visabestimmungen erstellen
werde.

Europarat

6. April: Das Ministerkomitee faßt einen Verfah-
rensbeschluß zum Entwurf einer neuen Amtshil-
fekonvention in Steuersachen und verabschiedet
eine Empfehlung zur Verweigerung des Wehr-
dienstes aus Gewissensgründen.

Europäisches Parlament

6. - 10. April: Sitzungswoche des EP in Straß-
burg. In einer feierlichen Sitzung erklärt der bel-
gische König Baudouin I., trotz der erzielten
Fortschritte der EG erfülle der augenblickliche
Zustand nicht die Erwartungen, die Einheitliche
Europäische Akte solle als Übergangsphase zu
einer echten Europäischen Union angesehen
werden, die wissenschaftlichen Entwicklungen
und ihre technische Anwendung, die Verände-
rung der Arbeitsgestaltung der erwerbstätigen
Bevölkerung und die demographische Entwick-
lung nennt er als die wesentlichen Themen, mit
denen sich das Parlament zukünftig zu befassen
habe. Die Abgeordneten debattieren die Kern-
energiepolitik der EG ein Jahr nach dem Unfall
von Tschernobyl, nehmen mit 180 gegen 62 Stim-
men (bei 2 Enthaltungen) eine Entschließung zur
Kernenergie an, aus der hervor geht, daß zur
Entwicklung neuer Energiequellen angemessene
Mittel zur Verfügung gestellt werden sollen, be-
kräftigen die Hauptzielsetzung der gemeinschaft-
lichen Energiestrategie, setzen sich mit 325 gegen
8 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) dafür ein, Maß-
nahmen einzuleiten mit dem Ziel, die radioaktive
Belastung von Nahrungsmitteln zu verringern,
setzen die Entlastung der Kommission für das
Haushaltsjahr 1985 aus, bis die Antwort der
Kommission auf die Auflagen des EP vorliege
und von ihm geprüft worden sei. Angesichts ei-
nes beim EuGH anhängigen Verfahrens wird
auch die Entlastung der zuständigen Instanzen
des Parlaments für die Jahre 1983,1984 und 1985
ausgesetzt.
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Binnenmarktpolitik

7. April: Der Ministerrat für Binnenmarktpolitik
berät auf seiner Tagung in Luxemburg über
Grenzkontrollen, das Aufenthaltsrecht und die
gegenseitige Anerkennung von Diplomen.

Verbraucherschutz

7. April: Der Ministerrat für Verbraucherschutz
berät auf seiner Tagung in Luxemburg über ge-
fährliche Nachahmungserzeugnisse und die Si-
cherheit von Spielzeug und faßte Beschlüsse zur
Landwirtschaft, Handelspolitik, EGKS, Zolluni-
on und den Beziehungen zu den EFTA-Staaten.

Ghana

10.1 11. April: Der Vizepräsident der Kommis-
sion, Lorenzo Natali, stattet Ghana einen Besuch
ab und führt Gespräche über die Unterstützung
der Wirtschaftspolitik durch die Kommmission
und unterzeichnet ein Finanzierungsabkommen
über 6,9 Mio. ECU für die Wiederaufbauarbei-
ten im Hafen von Takoradi.

Türkei

14. April: Der türkische Europa-Minister, Ali
Bozer, überreicht in Brüssel dem amtierenden
Ratspräsidenten und belgischen Außenminister
Leo Tindemans den Aufnahmeantrag der Türkei
in die EG.

Agrarpolitik

14. April: Die Kommission legt ein umfassendes
Rahmenprogramm für Einkommensbeihilfen an
Landwirte vor, das einen Zeitraum von fünf bis
zehn Jahre umfassen und 2,3 Mrd. ECU kosten
soll.

Wirtschafts- und Sozialausschuß
14. April: Der WSA berät auf seiner 245. Plenar-
tagung über die Vorschläge der Kommission zur
Festsetzung der Agrarpreise und zu flankieren-
den Maßnahmen und verabschiedet Stellungnah-
men zur Zusammenlegung der Grenzzollstellen,
zu technischen Handelshemmnissen, Wissen-
schaft und Technik im Dienste der Entwicklung,
Schutz und Sicherheit der Verbraucher, Steuer-
befreiungen, Zulassung von Wertpapieren zur
Notierung an der Börse und über die Zusammen-
arbeit bei der Automatisierung von Daten und
Dokumentation für die Ein- und Ausfuhr und die
Verwaltung der Agrarmärkte (Caddia) und koor-

dinierte Entwicklung von automatisierten Ver-
waltungsverfahren (CD).

Handelspolitik/Vierertreffen

25.126. April: Die Handelsminister der EG, der
Vereinigten Staaten, Kanadas und Japans bera-
ten auf einer Konferenz in Kashikojima (Japan)
über Fragen des Welthandels und die Uruguay-
Runde im Rahmen des GATT, stimmen überein,
daß die weltwirtschaftlichen Probleme nur durch
eine konstruktive und kooperative Haltung zu lö-
sen sei; Japan verpflichtet sich, die Binnennach-
frage durch die Durchführung umfassender Wirt-
schaftsmaßnahmen anzukurbeln; die EG soll sich
mit der Durchführung ihrer kooperativen Wachs-
tumsstrategie um ein stärkeres Wachstum der
Volkswirtschaften in der EG bemühen.

Auswärtige Angelegenheiten/ EPZ

26.127. April: Der Rat der Außenminister prüft
auf seiner Tagung in Luxemburg die von Kom-
missionspräsident Jacques Delors eingebrachten
Vorschläge zur Finanzreform der Gemeinschaft,
einigt sich aber nicht auf eine einmütige Haltung
zu diesen Vorschlägen, erteilt der Kommission
ein Verhandlungsmandat über ein Kooperations-
abkommen mit Ungarn, wonach die Kommission
Ungarn den Abbau der mengenmäßigen Han-
delsbeschränkungen innerhalb von zehn Jahren
anbieten soll, einigt sich nicht auf ein Angebot an
Jugoslawien über ein neues Finanzhilfe-Proto-
koll, berät den Aufnahmeantrag der Türkei, be-
auftragt die Kommission, eine Stellungnahme
zum Beitrittsgesuch zu erarbeiten, berät über die
Beziehungen EG-Japan, die Vorbereitung der
Tagung des Europäischen Rates im Juni, die Ent-
wicklungshilfe, Handelsfragen und die OECD-
Ministertagung.

Im Rahmen der EPZ geben die Außenminister
eine Erklärung zu Sri Lanka und Sambia ab.

Westeuropäische Union

27.128. April: Die WEU-Versammlung spricht
sich auf einer Sondersitzung in Luxemburg für ei-
ne klare Definition der europäischen Sicherheits-
interessen innerhalb einer europäischen Sicher-
heits-Charta aus, fordert den Ministerrat in einer
Resolution zu einer möglichst einheitlichen Hal-
tung zu den sowjetischen Abrüstungsvorschlägen
auf und die Vereinigten Staaten bei den Ver-
handlungen zu unterstützen, ohne die Sicherheit
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Mai

Europas zu vernachlässigen; außerdem solle der
Weg für den Beitritt weiterer Länder zur WEU
freigegeben werden. Die Außen- und Verteidi-
gungsminister kommen zu keiner einheitlichen
Haltung über die jüngsten Abrüstungsvorschlä-
ge, die ohne Zeitdruck einer sorgfältigen Prüfung
unterzogen werden müßten und erklären ihre
Entschlossenheit zur Wiederbelebung der WEU.

Justiz

27.128. April: Der Rat der Innen- und Justizmini-
ster einigt sich bei einem informellen Treffen in
Brüssel auf weitere Maßnahmen zur Bekämp-
fung des Drogenhandels und des Terrorismus
durch eine Verbesserung des Informationsau-
stausches, auf eine Vereinheitlichung der Visa-
Dokumente für Ausländer und eine einheitliche
Bearbeitung von Asylanträgen, so daß die Ab-
lehnung eines Antrages in einem Land für die ge-
samte Gemeinschaft gelten wird.

Agrarpolitik

27. - 29. April: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster berät auf seiner Tagung in Luxemburg die
Agrarpreise für das neue Erntejahr 1987/88,
kann keine Einigung erzielen und vertagt sich,
um einen Kompromißvorschlag auszuarbeiten
und genehmigt eine Verordnung zur Fischereipo-
litik.

Angola

30. April: In Brüssel wird ein Fischereiabkom-
men zwischen der EG und Angola mit einer an-
fänglichen Laufzeit von drei Jahren und jeweils
zweijähriger Verlängerungsmöglichkeit para-
phiert.

Mai

Frankreich

3. Mai: Der französische Premierminister
Jacques Chirac trifft sich in Straßburg mit dem
deutschen Bundeskanzler Helmut Kohl zu
einem Meinungsaustausch über bilaterale und
europäische Fragen.

Europarat

4. - 8. Mai: Die Parlamentarische Versammlung
befürwortet in einer Empfehlung an den Mini-
sterrat eine parlamentarische Begutachtung wis-

senschaftlicher und technologischer Entwicklun-
gen, um Parlamentariern und Öffentlichkeit ei-
nen besseren Einblick in die wissenschaftlichen
und technologischen Fortschritte und deren Aus-
wirkungen zu geben, debattiert über die Ost-
West-Beziehungen und die Bewertung der Poli-
tik Michail Gorbatschows, spricht sich in einer
Empfehlung an das Ministerkomitee für die Er-
öffnung von Übergängen zwischen den Sektoren
auf Zypern aus, damit Nachforschungen über
Flüchtlinge und vermißte Personen ermöglicht
werde, berät über den Aufbau eines europä-
ischen Schnellbahnnetzes, prüft einen Bericht
über den sozialen Zusammenhang und legt die zu
dessen Stabilisierung vorrangig durchzuführen-
den Maßnahmen, insbesondere in den Bereichen
Familie, Erziehung und Ausbildung von Jugend-
lichen, fest.

Fischereipolitik

5. Mai: Der Ministerrat für Fischereiangelegen-
heiten stimmt auf seiner Tagung in Brüssel der
Aufteilung der Fangmöglichkeiten für Kabeljau
für 1987 im Gebiet um Spitzbergen und im
NATO-Regelungsbereich mit qualifizierter
Mehrheit zu, einigt sich auf einen Aufteilungs-
schlüssel für den Fall einer Erhöhung des Anteils
der Gemeinschaft in den nächsten Jahren und be-
rät über die finanzielle Beteiligung der Gemein-
schaft am Ausbau der Mittel zur Kontrolle der
Fischereitätigkeit und zur Überwachung in den
Gewässern unter portugiesischer Hoheitsgewalt
sowie die Beziehungen zu Drittländern und inter-
nationalen Organisationen.

Norwegen

5. Mai: Die norwegische Ministerpräsidentin,
Gro Hartem Brundtland, stattet der Kommission
in Brüssel einen Besuch ab und führt Gespräche
mit Kommissionsmitgliedern, die über eine wei-
tere Annäherung Norwegens an die EG sich aus-
sprechen, die Vorlage eines Weißbuches über die
künftigen Beziehungen Norwegens zur EG an-
kündigen und die Eröffnung eines EG-Büros in
Oslo anregen.

Europarat

6.17. Mai: Das Ministerkomitee berät auf seiner
Tagung in Straßburg die Ost-West-Beziehungen
im Licht der Entwicklungen in der Sowjetunion,
die kulturelle Identität Europas und die Förde-
rung der europäischen Zusammenarbeit und ver-
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weist darauf, daß der ER auch eine Pflicht habe,
einen Beitrag zu den Nord-Süd-Beziehungen zu
leisten.

Wirtschafts- und Finanzpolitik
11. Mai: Der Ministerrat für Wirtschaft und Fi-
nanzen berät auf seiner Tagung in Brüssel die
Kommissionsmitteilung über eine neue Perspek-
tive für Europa, den Haushaltsentwurf für 1988,
einigt sich auf Ausgaben in Höhe von 36,6 Mrd.
ECU (davon 22,7 Mrd. ECU für die Landwirt-
schaft), erörtert die Finanzierung großer Infra-
strukturen, die Probleme bei der Kredit- und
Kautionsversicherung und das Programm für den
Absatz von Butterbeständen und faßt Beschlüsse
zu Antidumping-Maßnahmen, zu den Beziehun-
gen zu den AKP-Staaten und zur EFTA sowie
zum Handel mit Textilien.

Kanada

11. Mai: Die kanadische Handelsministerin Patri-
cia Carney stattet der Kommission in Brüssel
zum ersten Mal einen Besuch ab und führt Ge-
spräche über die bilateralen Beziehungen.

Europäisches Parlament

11. -15. Mai: Sitzungswoche des EP in Straßburg.
Mit 226 gegen 38 Stimmen (bei 63 Enthaltungen)
sprechen sich die Abgeordneten für die in der
Kommissionsmitteilung über eine neue Perspek-
tive für Europa enthaltenen Schlußfolgerungen
aus, betonen jedoch, daß die Einheitliche Euro-
päische Akte nur ein Schritt in die Richtung zur
Europäischen Union sein könne; in einer „Politi-
schen Erklärung" verweisen sie auf folgende
Punkte: die Schaffung des Binnenmarktes müsse
auch die Einrichtung eines einheitlichen, sozia-
len, monetären und technologischen Raumes be-
inhalten, der wirtschaftliche Zusammenhalt dür-
fe sich nicht nur auf die Verdoppelung der Struk-
turfonds beschränken, die Gemeinsame Agrar-
politik müsse an die wirtschaftliche Lage ange-
paßt werden, und das Finanzierungssystem der
EG müsse die zur Erreichung der Ziele notwen-
dige Sicherheit schaffen. In einer Entschließung
zu den Agrarpreisen für das nächste Wirtschafts-
jahr unterstützt das EP die von der Kommission
vorgelegten Vorschläge: für Getreide soll der
Preis gesenkt, die Währungsausgleichsbeträge
sollen abgebaut und eine Fettsteuer soll einge-
führt werden. Die Parlamentarier verabschieden
weitere Entschließungen zur Hilfe für die franzö-

sischen Überseegebiete, Vereinfachung der
Grenzkontrollen für Waren, über die Menschen-
rechte, das Aktionsprogramm für den Umwelt-
schutz, innerbetriebliche Weiterbildung und die
Förderung kleiner und mittlerer Unternehmen.

Europäischer Rechnungshof
14. Mai: Der Rechnungshof nimmt Stellung zu
dem von der Kommission dem Rat im Januar
vorgelegten Vorschlag für eine Verordnung über
die Kontrolle der Zunahme von Beträgen, die bei
der Ausfuhr von landwirtschaftlichen Erzeugnis-
sen gewährt werden.

Wirtschafts- und Sozialausschuß
14. Mai: Der WSA verabschiedet auf seiner 246.
Plenartagung Stellungnahmen zur Einheitlichen
Europäischen Akte, zu Industrieerzeugnissen,
Lebensmitteln, Umsatzsteuern, Steuerbefreiung,
Banken, Weiterbildung, den Übergang von der
Schule ins Erwerbsleben, das vierte Aktionspro-
gramm der EG auf dem Gebiet des Umwelt-
schutzes, den elften Jahresbericht über die Tätig-
keit des EFRE und Grundnormen der nuklearen
Sicherheit. Der amtierende Ratspräsident, Wil-
fried Martens hält eine Rede über den sozialen
Dialog von Val Duchesse und die Einheitliche
Europäische Akte. Dies ist eine Premiere in der
Geschichte des WSA.

Haushaltspolitik

14. Mai: Die Kommission legt Vorschläge für ei-
nen Nachtragshaushalt für das Jahr 1987 vor, der
die Ausschöpfung der Mehrwertsteuerobergren-
ze und eine Umstellung des EAGFL-Systems von
Vorauszahlungen auf nachträgliche Vergütungen
vorsieht sowie einen Haushaltsentwurf für 1988,
der Ausgaben in Höhe von 38,7 Mrd. ECU um-
faßt, was einer Bemessensgrenze der Mehrwert-
steuer von beinahe 1,7% entspräche.

Bildungspolitik

14. Mai: Der Rat der Bildungsminister verab-
schiedet auf seiner Tagung in Brüssel das ERAS-
MUS-Programm für den Austausch von Studen-
ten, das für die ersten drei Jahre 85 Mio. ECU
zur Verfügung stellt, billigt die Schlußfolgerun-
gen zum Kampf gegen das Analphabetentum,
schulischen Mißerfolg und für die Integration von
Behinderten in Schulen, genehmigt die Schluß-
folgerungen zur Lehrerausbildung und berät über
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Fremdsprachenunterricht, die europäische Di-
mension der Bildung und europäische Schulen.

Entwicklungspolitik/AKP-Staaten
14.115. Mai: Im Rahmen des Treffens des EG-
AKP-Ministerrats in Brüssel berät der Minister-
rat für die Zusammenarbeit in Entwicklungsfra-
gen in Brüssel über den Beitritt Spaniens und
Portugals zum Lome-III-Abkommen, erzielt ei-
nen Kompromiß, in dem die Dauer und Bestim-
mungen einer Übergangsperiode festgelegt wer-
den, nach deren Ablauf beide Länder alle Be-
stimmungen des Abkommens anwenden müssen.

Gesundheitspolitik

15. Mai: Der Ministerrat für Gesundheitswesen
einigt sich auf seiner Tagung in Brüssel auf die
Grundsätze zur Bekämpfung der Krankheit
AIDS und setzt eine Ad-hoc-Arbeitsgruppe ein,
die eine gemeinsame Strategie für die EG ent-
wickeln soll, einigt sich wegen Meinungsverschie-
denheiten über den Finanzrahmen nicht über die
Verabschiedung eines Programms zur Krebsbe-
kämpfung und berät über den gegenseitigen Bei-
stand bei Nuklearunfällen, verbesserte Beipack-
zettel für Medikamente und die Drogenbekämp-
fung.

EGKS

15. Mai: Der Beratenden Ausschuß EGKS berät
auf seiner 262. Außerordentlichen Vollversamm-
lung den mündlichen Bericht der Kommission
über die neuen Orientierungen für die Umstruk-
turierung der Eisen- und Stahlindustrie der EG.

Kulturstadt Europas

18. Mai: Die Eröffnungsfeierlichkeiten für Am-
sterdam - Kulturstadt Europas finden in Amster-
dam statt, die diese Aufgabe nach Athen (1985)
und Florenz (1986) als dritte Stadt der Mitglied-
staaten der EG übernimmt.

Agrarpolitik

18. - 20. Mai: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster setzt auf seiner Tagung in Brüssel die Bera-
tungen über die Agrarpreise und die flankieren-
den Maßnahmen für das Wirtschaftsjahr 1987/88
fort, kann jedoch keine Einigung erzielen und
faßt Beschlüsse zur Agrarpolitik, Fischereipoli-
tik, Atomfragen und EGKS.

EFTA

19.120. Mai: Auf einer Tagung auf Ministerebene
in Interlaken (Schweiz) zeigen sich die Minister
über die Dynamik des europäischen Integrations-
prozesses befriedigt, begrüßen die Ausweitung
der Zusammenarbeit zwischen der EFTA und
EG und unterzeichnen das Übereinkommen zur
Vereinfachung der Förmlichkeiten im Warenver-
kehr.

Europarat

19. -21. Mai: Die für Familienangelegenheiten
zuständigen Minister aus den 21 Mitgliedstaaten
des ER sowie Finnlands beraten auf ihrer Konfe-
renz in Brüssel über die Stellung der Familie in
der modernen Gesellschaft und kommen zu der
Überzeugung, daß sie die ,,Grundzelle" der Ge-
sellschaft bleiben werde, setzen sich für eine
strikte gesetzliche Kontrolle der neuen Metho-
den zur künstlichen Befruchtung ein, befürwor-
ten eine Steigerung der Geburtenrate in Europa
und beklagen die unzureichende Rechtslage in
den meisten Staaten angesichts neuer ethischer
Herausforderungen wie Reagenzglasbabys und
Leihmüttern.

Zentralamerika

21. Mai: Der Präsident von Costa Rica, Oscar
Arias Sanchez, stattet der Kommission einen of-
fiziellen Besuch ab und führt Gespräche über die
allgemeine Lage Zentralamerikas sowie die Aus-
sichten für eine Zusammenarbeit zwischen der
EG und den Ländern des zentralamerikanischen
Isthmus.

Entwicklungspolitik

21. Mai: Der Ministerrat für Zusammenarbeit in
Entwicklungsfragen prüft auf seiner Tagung in
Brüssel ein Dokument der Kommission über die
Sensibilisierung der Öffentlichkeit für Entwick-
lungsfragen, nennt in seinen Schlußfolgerungen
hierzu als Hauptziel dieser Bemühungen, die
Realitäten und Schwierigkeiten der Länder der
Dritten Welt deutlich zu machen, die Maßnah-
men und Initiativen der EG zu erläutern sowie
die Möglichkeiten zur Zusammenarbeit dabei auf
allen Ebenen auszunutzen; kennt in seinen
Schlußfolgerungen über die Rolle des privaten
Sektors in der Entwicklungspolitik an, wie wich-
tig ein gesunder privater Sektor für eine ausge-
wogene Entwicklung der Wirtschaft ist, die An-
strengungen der Gemeinschaft sollten sich vor al-
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lern auf die Landwirtschaft und den ländlichen
Bereich, die Industrie und die Dienstleistugen
richten, nimmt ein Expose des Vizepräsidenten
der Kommission, Lorenzo Natali, zur Kenntnis,
das sich mit der AIDS-Bekämpfung in Entwick-
lungsländern befaßt und berät die Vorbereitung
von UNCTAD VII, die Durchführung von Lome
III, die Bewertung der dritten Ministerkonferenz
EG-Mittelamerika und faßt Beschlüsse zur Nah-
rungsmittelhilfe, Hilfe für Flüchtlinge in den
Ländern des Nahen Ostens und über die Bezie-
hungen zu den AKP-Staaten.

Umweltpolitik

21.122. Mai: Der Ministerrat für Umweltfragen
befaßt sich auf seiner Tagung in Brüssel mit der
Einleitung gefährlicher Stoffe in Gewässer und
mit der Verringerung der Gewässerverschmut-
zung durch Chrom, erklärt sich mit einer Verord-
nung über eine gemeinschaftliche Finanzierung
bestimmter Umweltaktionen einverstanden, be-
rät über den Bleigehalt von Benzin, Großfeu-
erungsanlagen, Partikelemissionen von Diesel-
kraftwagen, Fluorkohlenwasserstoffe, Export
und Import gefährlicher Chemikalien, verab-
schiedet eine Schlußfolgerung zum Bericht der
Internationalen Kommission für Umwelt und
Entwicklung und genehmigt eine Verordnung zur
Anwendung des Übereinkommens über den in-
ternationalen Handel mit gefährdeten Arten frei-
lebender Tiere und Pflanzen.

Zypern

22. Mai: Nach Abschluß der im Dezember 1985
eröffneten Verhandlungen paraphiert die Kom-
mission und eine zypriotische Delegation ein Pro-
tokoll zur Schaffung einer Zollunion zwischen
der EG und Zypern, die in den kommenden 15
Jahren verwirklicht werden soll.

Umweltpolitik

24. Mai: Mit dem europäischen Vogeltag schließt
die europäische Vogelwoche (18.- 24. Mai) ab,
bei der es sich um eine Sensibilisierungskampa-
gne der EG im Rahmen des europäischen Um-
weltjahres handelt.

Agrarpolitik

24. - 26. Mai: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster setzt seine Tagung vom 18.-20. Mai in Brüs-
sel fort, kann sich aber erneut nicht über die Ag-
rarpreise und flankierenden Maßnahmen für

1987/88 einigen, beschließt eine Verlängerung
der laufenden Wirtschaftsjahre für Milch und
Milcherzeugnisse bis zum 30. Juni 1987 und für
Rindfleisch bis zum 5. Juli 1987 und genehmigt
eine Verordnung zur Eröffnung, Aufteilung und
Verwaltung von Gemeinschaftszollkontingenten.

Katastrophenschutz

25. Mai: Der Ministerrat für Katastrophenschutz
genehmigt auf seiner Tagung in Brüssel eine Ent-
schließung über die Einführung einer gemein-
schaftlichen Zusammenarbeit im Bereich des Ka-
tastrophenschutzes und beschließt die Erstellung
eines Vademecums für den Katastrophenschutz
auf Gemeinschaftsebene, welches insbesondere
ein Verzeichnis der Korrespondenten der Mit-
gliedstaaten und der Kommission in diesem Be-
reich enthalten soll, ferner ist der Austausch des
Katastrophenschutzpersonals im Rahmen von
Ausbildungsmaßnahmen vorgesehen.

Justiz

25. Mai: Der Rat der Justizminister tritt vor sei-
ner Tagung in Brüssel zu einer Konferenz zusam-
men, weist daraufhin, daß die internationale Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet des Zivil- und
Strafrechts intensiviert werden müsse, um einen
europäischen Rechtsraum zu schaffen und befaßt
sich mit der Bekämpfung des Drogenmiß-
brauchs. Auf ihrer Ratstagung nehmen die Mini-
ster den Stand der Ratifikation der Beitrittsüber-
einkommen über die gerichtliche Zuständigkeit
und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidun-
gen in Zivil- und Handelssachen zur Kenntnis,
stellen fest, daß die Verhandlungen im Hinblick
auf den Beitritt Spaniens und Portugals zu eröff-
nen seien, hören einen Bericht des Vorsitzenden
der gemeinsamen Gruppe EWG-EFTA über den
Stand der Beratungen über den Abschluß eines
Parallel-Übereinkommens und ersuchen in einer
Entschließung die betreffenden Mitgliedstaaten,
den Abschluß der nationalen Ratifizierungsver-
fahren der Beitrittsübereinkommen zu beschleu-
nigen.

Allgemeine Angelegenheiten/EPZ
25.126. Mai: Der Rat der Außenminister berät
auf seiner Tagung in Brüssel neue Perspektiven
für Europa, die Beziehungen zu Tunesien, Japan
und den Vereinigten Staaten, die Vorbereitung
des Wirtschaftsgipfels in Venedig, die Beziehun-
gen zu Lateinamerika und Jugoslawien, die
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Höchstgrenze für die radioaktive Kontamination
von Trinkwasser und landwirtschaftlichen Erzeu-
gnissen und faßt Beschlüsse zum Allgemeinen
Präferenzsystem, zum GATT und zur Zollunion.
Im Rahmen der EPZ verabschieden die Mi-
nister Erklärungen zum Einsatz chemischer
Waffen im Konflikt zwischen Irak und Iran sowie
zur Lage in Südafrika nach den Wahlen vom
6. Mai 1987.

Arbeits- und Sozialfragen

26. Mai: Der Rat der Arbeits- und Sozialminister
erörtert auf seiner Tagung in Brüssel die Ausbil-
dung der Jugendlichen, die betriebliche Weiter-
bildung der Arbeitnehmer, die soziale Sicherheit,
die Fähigkeit der Unternehmen zur Anpassung
an Arbeitsmarkterfordernisse, das Aktionspro-
gramm zur Förderung des Beschäftigungswachs-
tums und die Langzeitarbeitslosigkeit und faßt
Beschlüsse zu weiteren Aspekten der Sozialpoli-
tik, Arzneimitteln und zur EGKS.

Irland

26. Mai: Bei einer Volksabstimmung in Irland
über die EG stimmen bei schwacher Wahlbeteili-
gung 70% für die Ratifizierung der Einheitlichen
Europäischen Akte. Das Referendum war not-
wendig geworden, weil der oberste irische Ge-
richtshof entschieden hatte, die Ratifizierung
würde der Neutralität des Landes widersprechen.

Europäische Volkspartei

30. Mai: Die Vorsitzenden und führenden Politi-
ker der EVP beraten in Brüssel Fragen der Si-
cherheit und Abrüstung sowie Herausforderun-
gen, denen sich die EG gegenübersieht und spre-
chen sich dafür aus, die „Schaffung von Zonen
unterschiedlicher Sicherheit" zu vermeiden, Ab-
rüstungsvorschläge der NATO sollten die Einheit
der europäischen Partner berücksichtigen.

Malta

31. Mai: Der maltesische Außenminister, Vin-
cent Tabone, führt Gespräche mit dem amtieren-
den Ratspräsidenten und belgischen Außenmini-
ster Leo Tindemans über die Aufnahmebedin-
gungen für Malta.

Juni

Norwegen

1. Juni: Die jährlichen Konsultationen auf hoher
Ebene zwischen der Kommission und Norwegen
finden diesmal auf Ministerebene in Tromso
statt; auf ihnen werden ausführlich die unmittel-
baren Auswirkungen der in Interlaken beschlos-
senen Orientierungen für die Beziehungen EG -
EFTA besprochen.

Industriepolitik

1. Juni: Der Ministerrat für Industriepolitik berät
auf seiner Tagung in Luxemburg über die Verrin-
gerung der bestehenden Überkapazitäten in der
Eisen- und Stahlindustrie, bekräftigt, daß paral-
lel zu der Sanierung flankierende Maßnahmen
zur beruflichen und regionalen Umstellung ge-
troffen werden müssen, wobei die geltenden Sub-
ventionsregelungen zu beachten sind, und einigt
sich nicht über das künftige Quotensystem.

Westeuropäische Union

1. - 4. Juni: Auf der ordentlichen Tagung berät
die WEU-Versammlung über die Abrüstung so-
wie Europas Rolle im Nordatlantischen Bündnis
und in den Ost-West-Verhandlungen und fordert
einmütig die Staats- und Regierungschefs der sie-
ben Mitgliedsländer zu einem Gipfeltreffen auf,
damit die seit Jahren beschlossene Aufwertung
der WEU zur europäischen Sicherheitsorgani-
sation verwirklicht wird und fordert den Mini-
sterrat auf, dem Beitritt Portugals zur WEU noch
vor Jahresende zuzustimmen.

Energiepolitik

2. Juni: Der Ministerrat für Energiefragen berät
auf seiner Tagung in Luxemburg die derzeitige
Lage und die Aussichten auf dem Energiemarkt
unter besonderer Berücksichtigung der rationel-
len Energienutzung, hier vor allem der Anteil
von Erdgas am Gesamtenergiebedarf, die Ver-
sorgungssicherheit, ein möglichst weitgehend ab-
gestimmtes Konzept für den Erdgassektor zwi-
schen der Gemeinschaft, den Mitgliedstaaten
und den Marktteilnehmern und die Förderung
der Integration des Gasversorgungsnetzes, die fi-
nanziellen Maßnahmen für die Braunkohle- und
Torfindustrie, Probleme der Erdölraffination,
die Einfuhr von Erdölerzeugnissen sowie die Ein-
haltung der Umweltschutzvorschriften, Fragen
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im Zusammenhang mit der Kernenergie sowie
die Schaffung eines Binnenmarktes auf dem
Energiesektor.

Haushaltspolitik

2. Juni: Der Ministerrat für Haushaltsangelegen-
heiten befaßt sich auf seiner Tagung in Luxem-
burg mit den Problemen eines Nachtragshaushal-
tes für 1987, kommt dabei aber zu keiner Lösung
der Defizitdeckung, einigt sich darauf, daß die in-
nerhalb der gesetzlichen Eigenmittel verbleiben-
de Marge von knapp 630 Mio. ECU zur Defizit-
deckung herangezogen werden soll und erörtert
ohne Ergebnis den Vorschlag, die Agrarerstat-
tungen an die Mitgliedstaaten nicht mehr im Vor-
schuß-, sondern im Abrechnungsverfahren abzu-
wickeln sowie die Erhebung von nichtrückzahl-
baren Beitragszahlungen der EG-Staaten in Hö-
he von 1,5 Mrd. ECU.

Kanada

2.1 3. Juni: In Ottawa finden die halbjährlichen
Konsulationen auf hoher Ebene zwischen der
Kommission und den kanadischen Behörden
statt, bei denen festgestellt wird, daß gute Bezie-
hungen herrschen und sich die bilateralen Han-
delsstreitigkeiten in Grenzen halten.

Ungarn

4. Juni: In Brüssel beginnen die Verhandlungen
über ein Abkommen über die handeis- und wirt-
schaftspolitische Zusammenarbeit mit Ungarn.

Weltwirtschaftsgipfel

8. - 10. Juni: Der 13. Weltwirtschaftsgipfel der
sieben führenden westlichen Industriestaaten
tagt in Venedig, verabschiedet verschiedene Er-
klärungen zu Weltwirtschaftsthemen, AIDS,
Drogenmißbrauch, den Ost-West-Beziehungen,
zur Abrüstung, zum Golf-Krieg und internatio-
nalen Terrorismus.

Verkehrspolitik

9. Juni: Der Rat der Verkehrsminister berät auf
seiner Tagung in Luxemburg die Liberalisierung
des Luftverkehrs und kann sich nicht über den
Marktzugang einigen.

Verbraucherschutz

10. Juni: Der Ministerrat für Verbraucherschutz
berät auf seiner Tagung in Luxemburg über die
Sicherheit von Spielzeugen, über gefährliche

nachgeahmte Erzeugnisse, über die Angabe der
Preise sowie über eine Informations- und Sensibi-
lisierungskampagne der Gemeinschaft im Be-
reich der Kindersicherheit und genehmigt Ent-
schließungen zum Zugang der Verbraucher zum
Recht sowie zur Sicherheit des Verbrauchers ge-
genüber Konsumgütern.

Telekommunikation/Binnenmarkt

10. Juni: Der Vizepräsident der Kommission,
Karl-Heinz Narjes, stellt ein „Grünbuch Tele-
kommunikation" vor, in dem unter Hinweis auf
einen „nie dagewesenen technischen Wandel"
ein schrittweiser Abbau der staatlichen Monopo-
le und die Liberalisierung des europäischen Fern-
meldemarkts mit dem Ziel der Schaffung eines
Binnenmarktes gefordert werden.

Binnenmarktpolitik

11. Juni: Der Ministerrat für Binnenmarktpolitik
einigt sich auf seiner Tagung in Luxemburg über
ein künftiges zellulares digitales Mobilfunksy-
stem der zweiten Generation, das überall in der
Gemeinschaft einen leistungsfähigen Fernsprech-
verkehr ermöglichen soll und berät über Kraft-
fahrzeuge und -anhänger, Schalleistungspegel
von Turmdrehkränen, die Vereinfachung des ge-
meinschaftlichen Versandverfahrens, die Zoll-
schuld, Grenzkontrollen, Aufenthaltsrecht und
Gemeinschaftspatente.

Europarat

11.112. Juni: Die Umweltminister einigen sich in
Lissabon auf die Entwicklung einer „Gemeinsa-
men Politik für den ländlichen Raum", wobei die
Bewahrung der Bodenqualität durch den Kampf
gegen Erosion, den Rückgang der organischen
Materie und Schaffung einer Landschafts- und
Bauplanungspolitik zur Verhinderung einer un-
kontrollierten Verstädterung des ländlichen Rau-
mes im Mittelpunkt stehen sollen.

Wirtschaft und Finanzen

15. Juni: Der Ministerrat für Wirtschafts- und Fi-
nanzfragen erörtert auf seiner Tagung in Luxem-
burg die Stärkung des EWS, eine Richtlinie „Ge-
genseitige Anerkennung des Zulassungspro-
spekts für die amtliche Notierung an einer Wert-
papierbörse", eine Änderung der Verordnung
„Eigenmittel", die finanziellen Auswirkungen
des Programms für den Absatz von Butterbestän-
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den für Spanien und Portugal, Fragen zur Kredit-
und Kautionsversicherung sowie die Richtlinie
,, Rechtsschutzversicherung''.

Finanzen/Agrarpolitik

15. Juni: Der Rat der Finanz- und Landwirt-
schaftsminister erörtert auf seiner Tagung in Lu-
xemburg den Stand der Verhandlungen über die
Kommissionsvorschläge bezüglich der Agrarprei-
se und flankierenden Maßnahmen für das Wirt-
schaftsjahr 1987/88.

Agrarpolitik/EP

75. -18. Juni: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster kommt zu einer Konzertierungssitzung in
Luxemburg mit einer Delegation des EP zusam-
men, verabschiedet eine gemeinsame Erklärung,
in der die Notwendigkeit einer Wiederherstel-
lung des Gleichgewichts zwischen Angebot und
Nachfrage bei landwirtschaftlichen Erzeugnissen
anerkannt wird, zu der die Strukturpolitik in Er-
gänzung zur Preispolitik beitragen müsse, geneh-
migt eine Verordnung über die sozio-
strukturpolitischen Anpassungsmaßnahmen und
nimmt die Verhandlungen über die Agrarpreise
1987/88 wieder auf, befaßt sich mit der Einfuhr
von Mais und Sorghum nach Spanien, veterinär-
rechtlichen Fragen, Lebens- und Futtermitteln
und faßt Beschlüsse zur Landwirtschaft, zum
Zuckerrübeneinkommen, Bildungswesen, zur
Fischerei, und zu Sozialfragen.

Europäisches Parlament

15.-19. Juni: Sitzungswoche des EP in Straßburg.
Die Abgeordneten debattieren über die Zusam-
menarbeit zwischen Ost und West, eine Strategie
zur Europäischen Union und den Wirtschaftsgip-
fel in Venedig, sprechen sich mit 245 gegen 18
Stimmen (bei 11 Enthaltungen) für die doppelte
Null-Lösung aus, der Verhandlungen über den
Abbau von Kurzstreckenwaffen und konventio-
nellen Waffen folgen sollen, verabschieden zwei
Entschließungen zu den Folgen der Schlußakte
von Helsinki und der KVAE in Stockholm. Der
amtierende Ratspräsident und belgische Außen-
minister Leo Tindemans zieht eine Bilanz der
belgischen Präsidentschaft: die Umstände seien
wegen des verspäteten Inkrafttreten der Einheit-
lichen Europäischen Akte, Wahlen in den Mit-
gliedstaaten und Erschöpfung der Eigenmittel
schwierig gewesen, dennoch seien Erfolge vorzu-
weisen, konkrete Entscheidungen bei der Re-

form der Gemeinsamen Agrarpolitik und der
Verwirklichung des Binnenmarktes, im Umwelt-
schutz und in den Außenbeziehungen, zahlreiche
Finanzprotokolle seien verabschiedet und Ver-
handlungen mit neuen Ländern sowie dem RGW
aufgenommen worden. In einer Entschließung
zum Wirtschaftsgipfel in Venedig bedauern die
Parlamentarier, daß von diesem keine Entschei-
dung zur Stabilisierung der Wechselkurse aus-
ging, sprechen sich dafür aus, die Umwandlung
der EG in eine Europäische Union vorzubereiten
und fordern den Rat auf, den Kommissionsvor-
schlag über die Regelung der Durchführungsbe-
fugnisse der Kommission anzunehmen, vertreten
die Ansicht, daß die gegen die Armenier gerich-
teten Ereignisse der Jahre 1915 - 1917 im Osma-
nischen Reich als Völkermord im Sinne der UN-
Konvention von 1948 anzusehen seien und neh-
men Entschließungen zu den Beziehungen EG-
China, zum Chancenausgleich für Frauen im Öf-
fentlichen Dienst, zu Menschenrechten, Kinder-
arbeit, Sri Lanka und zur Regionalpolitik an.

ECU

16. Juni: Der Zentralbankrat der deutschen Bun-
desbank beschließt, die Anwendung der wäh-
rungsrechtlichen Bestimmungen auf die geneh-
migungspflichtigen Transaktionen zu ändern und
die private Verwendung des ECU künftig in glei-
chem Umfang zuzulassen wie die Verwendung
fremder Währungen.

Europarat/Kommission

16. Juni: Im Palais de l'Europe in Straßburg fin-
det ein Briefwechsel zur Förderung einer engeren
Zusammenarbeit zwischen den beiden Organisa-
tionen Kommission und Europarat zwischen dem
Kommissionspräsidenten Jacques Delors und
dem Generalsekretär des Europarates, Marceli-
no Oreja, statt.

Jugoslawien

17. Juni: Das zweite Finanzprotokoll zwischen
EG und Jugoslawien wird paraphiert.

Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds

19. Juni: Die Kommission erläßt die Entschei-
dung über den Rechnungsabschluß des EAGFL,
Abteilung Garantie, für das Haushaltsjahr 1983,
für die entgegen früheren Verfahren nunmehr ei-
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ne einzige Entscheidung der zehn betreffenden
Mitgliedstaaten (Spanien und Portugal sind nicht
betroffen) reicht.

Allgemeine Angelegenheiten
22. Juni: Der Rat der Außenminister erörtert auf
seiner Tagung in Luxemburg die Beziehungen zu
den lateinamerikanischen Ländern und einigt
sich auf Leitlinien, insbesondere auf Maßnahmen
im Bereich der Industrienormen, der finanziellen
und technischen Zusammenarbeit, der Informa-
tion über Investitionsmöglichkeiten sowie der
Bildung und Information im Bereich der Wirt-
schaft und Wissenschaft, bei der industrielle Zu-
sammenarbeit mit bestimmten Entwicklungslän-
dern Lateinamerikas, Asiens, der Golf-Region
und des Mittelmeerraums gefördert wird, stimmt
einem Kommissionsvorschlag zu, in dem die Mo-
dalitäten für die Ausübung der der Kommission
übertragenden Durchführungsbefugnisse festge-
legt werden, berät über die Tagung des Europä-
ischen Rates, die Höchstgrenzen für Radioaktivi-
tät, die Beziehungen zu den Vereinigten Staaten
und die Vorbereitung von UNCTAD VII und
faßt Beschlüsse zur Antidumpingverordnung, zu
Exportkrediten, über Anpassungsprotokolle zum
Abkommen von Ankara und die Zulassung von
Wertpapieren an der Börse.

Verkehrspolitik

24.125. Juni: Der Rat der Verkehrsminister einigt
sich auf seiner Tagung in Luxemburg hinsichtlich
des Luftverkehrs über die Tarife, die Kapazitäten
und den Marktzugang der Fluggesellschaften,
strittig bleibt die Entscheidung über die Kapazi-
täten und den Marktzugang bezüglich des briti-
schen Flughafen von Gribaltar, nimmt im Güter-
kraftverkehr eine Erhöhung des Gemeinschafts-
kontingents für 1987 um 40% vor, berät über die
Zulassung von Verkehrsunternehmen in einem
anderen Mitgliedstaat, über den Zugang zum Be-
ruf des Unternehmers im Binnenschiffsgüterver-
kehr, technische Überwachung, allgemeine Ge-
schwindigkeitsbegrenzung, große Infrastruktur-
vorhaben und faßt Beschlüsse zu den AKP-Staa-
ten, den EFTA-Ländern, zum Binnenmarkt,
Verbraucherschutz, öffentlichen Mobilfunk-
dienst, Katastrophenschutz, Umweltschutz, zur
Agrarpolitik und EGKS.

Europarat

25. Juni: Das Ministerkomitee nimmt die Euro-

päische Konvention gegen die Folter an und ver-
abschiedet eine multilaterale Konvention, mit
der international die Steuerflucht wirksamer be-
kämpft werden soll.

Telekommunikation

26. Juni: Die Kommission legt dem Rat, dem EP
und dem WSA ein Grünbuch über Telekommu-
nikation vor, das einen Überblick über die Pro-
bleme gibt, denen sich die EG gegenübersieht,
die durch wirtschaftliches Wachstum sowie durch
einen ständigen und rasch fortschreitenden tech-
nologischen Wandel gekennzeichnet ist und legt
die Grundzüge einer auf Gemeinschaftsebene
durchgeführten Politik in diesem Bereich dar.

Allgemeine Angelegenheiten

27.128. Juni: Der Rat der Außenminister bereitet
auf seiner Tagung in Brüssel den Europäischen
Rat in Brüssel vor.

AKP-Staaten

29. Juni: Die Kommission verabschiedet einen
Beschluß über die Durchführung der Entschei-
dung des AKP-EWG-Ministerrates über die vor-
zeitige Anwendung des Protokolls über den Bei-
tritt Spaniens und Portugals zum Abkommen von
Lome III ab dem 1. Juli 1987.

Europäischer Rat

29.130. Juni: Im Mittelpunkt des Europäischen
Rates in Brüssel stehen die Beratungen der
Staats- und Regierungschefs über die Kommis-
sionsvorschläge zur Reform der Agrarpolitik und
der Erhöhung der Eigenmittel, besonders um-
stritten sind der Abbau der Währungsausgleichs-
beträge, das Agrarpreispaket für 1987/88 sowie
die Einführung einer Fettsteuer. In Sondersitzun-
gen der französischen und deutschen Delegation
wird ein Kompromiß erarbeitet, der auch von
den anderen Teilnehmern akzeptiert wird. In den
Schlußfolgerungen wird die Schaffung eines ge-
meinsamem Wirtschaftsraumes als eine der
Hauptaufgaben der EG genannt, der Ministerrat
wird aufgefordert, die durch die Einheitliche Eu-
ropäische Akte erfolgte Verbesserung des Ent-
scheidungsprozesses zu nutzen, im Agrar- und
Haushaltsbereich folgt der Rat weitgehend den
Vorschlägen der Kommission. Als einziges Land
verweigert Großbritannien die Schlußfolgerun-
gen zu akzeptieren, da noch keine Mechanismen
gegen zu hohe Ausgaben gefunden worden seien.
Der Europäische Rat beschließt den Abbau der
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positiven Währungsausgleichsbeträge bis zum
Wirtschaftsjahr 1989/90 und legt ein neues Sy-
stem fest, das vor dem 1. Juli 1988 erneut geprüft
werden soll. Zur Finanzierung des Berichtigungs-
und Nachtragshaushaltes sollen sämtliche Eigen-
mittel ausgeschöpft und Ausgabenkürzungen
vorgenommen werden.

Verkehrspolitik

30. Juni: Der Rat der Verkehrsminister setzt sei-
ne Tagung vom 24725. Juni in Luxemburg fort:
die förmliche Genehmigung der auf der letzten
Sitzung verabschiedeten Texte über eine Libera-
lisierung des Luftverkehrs scheitert am Veto Spa-
niens, das sich gegen die von Großbritannien ge-
forderte Einbeziehung des Flughafens von Gi-
braltar in das Übereinkommen ausspricht.

Agrarpolitik

30. Juni: Der Rat der Landwirtschaftsminister
einigt sich auf seiner Tagung in Brüssel gemäß
den Schlußfolgerungen des Europäischen Rates
mit qualifizierter Mehrheit auf die Agrarpreise
für das Wirtschaftsjahr 1987/88, die ein Einfrie-
ren der Stützpreise für die meisten Agrarproduk-
te sowie den Abbau des positiven Währungsaus-
gleichs vorsehen.

Juli

Ministerrat

1. Juli: Der Ratsvorsitz geht von Belgien an Dä-
nemark über.

Einheitliche Europäische Akte
1. Juli: die Einheitliche Europäische Akte, die im
Februar 1986 unterzeichnet wurde, tritt in Kraft.

Wirtschafts- und Sozialausschuß
1.12. Juli: Auf seiner 247. Plenartagung gibt der
WSA Initiativstellungnahmen ab zur Wirtschafts-
lage in der EG Mitte 1987, zu den benachteiligten
Inselgebieten, den Auswirkungen der derzeitigen
wirtschaftlichen und politischen Entwicklungen
in den Vereinigten Staaten sowie zu den Folgen
des Unfalls von Tschernobyl und Stellungnah-
men zur Angleichung der Rechtsvorschriften
über die Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge
und flüssige Düngemittel, zu europaweiten öf-
fentlichen digitalen Mobilfunkdiensten, zur zoll-
tariflichen und statistischen Nomenklatur, Ent-

wicklung der sozialen Lage der EG im Jahr 1986,
gemeinschaftlichen Umweltaktionen, zum Ge-
wässerschutz, zu chemischen Erzeugnissen, zur
Sicherheit von Spielzeug, zum Weinsektor, Stra-
ßenverkehr und zu multilateralen Handelsver-
handlungen.

EPZ/Südkorea

2. Juli: Die zwölf Außenminister geben im Rah-
men der EPZ eine Erklärung zu Südkorea ab, in
der sie die jüngsten Entwicklungen als ermutigend
betrachten und bringen zum Ausdruck, daß in die-
sem befreundeten Land mit der verantwortungs-
bewußten Mitwirkung aller politischen Kräfte das
Ziel der Demokratisierung und der Wahrung der
Menschenrechte erreicht werden möge.

Europarat

2. Juli: Die Sommersitzung der Parlamentarischen
Versammlung befaßt sich in Lausanne in ihren
Ausschüssen unter anderem mit Berichten zur
Kultur und Wirtschaft, Interdependenz zwischen
Nord und Süd, Flugsicherheit, zum Schutz der
Wälder, zu Aktivitäten des Internationalen Roten
Kreuz und dem Asylrecht. Auf einem Treffen der
Mitglieder der Versammlung und Vertretern des
Ministerkomitees stehen Gespräche über die Ost-
West-Beziehungen im Mittelpunkt.

Haushaltspolitik

2.13. Juli: Der Ministerrat für Haushaltsfragen er-
stellt auf seiner Tagung in Brüssel den Entwurf
des Berichtigungs- und Nachtragshaushaltes Nr.
1/87, überarbeitet insbesondere die Einnahmean-
sätze und kürzt bestimmte obligatorische Ausga-
ben, beschließt, ab August die Erstattung der
den Mitgliedstaaten bei der Erhebung der tradi-
tionellen Eigenmittel entstandenen Kosten um
400 Mio. ECU zu kürzen. Die Kostenerstattung
wird wie die Tranche zur Erstattung der Vor-
schüsse aus den Mitgliedstaaten auf das Jahr 1988
verschoben.

Bundesrepublik Deutschland/Frankreich
5. Juli: Anläßlich des 25. Jahrestages der histori-
schen Teilnahme von Bundeskanzler Konrad
Adenauer und Staatspräsident Charles de Gaulle
an einem Hochamt in der Kathedrale von Reims
nehmen der deutsche Bundeskanzler Helmut Kohl
und der französische Premierminister Jacques Chi-
rac an einem Hochamt in Reims zur Feier der
deutsch-französischen Freundschaft teil.
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Anden-Pakt

6.17. Juli: Eine Delegation aus den Mitgliedstaa-
ten des Anden-Pakts stattet der Kommission in
Brüssel einen Besuch ab und führt Gespräche mit
Kommissionspräsident Jacques Delors und Kom-
missionsmitglied Claude Cheysson über die Bi-
lanz der bisherigen Zusammenarbeit, erörtert
Möglichkeiten zur Fortsetzung der Kooperation,
einigt sich darauf, daß im Dezember ein im Rah-
men eines Kooperationsabkommens gebildeter
gemischter Ausschuß erstmals in Brüssel zusam-
mentreten soll und plant einen regelmäßigen po-
litischen Gedankenaustausch zwischen beiden
Organisationen.

Europäisches Parlament

6. - 10. Juli: Sitzungswoche des EP in Straßburg.
Der belgische Ministerpräsident, Wilfried Mar-
tens, gibt eine Erklärung zum Europäischen Rat
von Brüssel ab, in der er betont, daß das Haupt-
anliegen der belgischen Präsidentschaft die Ver-
handlungen über die Kommissionsvorschläge zur
EG-Reform gewesen seien, man habe nicht
ernsthaft erwarten können, daß der Brüsseler
Gipfel bereits über die Höhe der Strukturfonds
und der neuen Eigenmittel beschließen sowie die
anderen Probleme lösen konnte, es sei aber Eini-
gung darüber erzielt worden, die Probleme der
Eigenmittel in einen neuen Rahmen zu stellen.
Martens schlägt vor, das Jahr 1988 zum ,,Jean-
Mo nnet-Jahr" zu machen, da Monnet einer der
ersten gewesen sei, der ein Konzept zur Europä-
ischen Union vorgelegt habe. In einer gemeinsa-
men Entschließung zum Europäischen Rat be-
dauert das EP, daß der Rat in den wichtigsten
Fragen keine Beschlüsse gefaßt habe, was auf
den fehlenden politischen Willen innerhalb des
Rates zurückzuführen sei. In einer feierlichen
Sitzung spricht die Königin von Dänemark, Mar-
grethe II, vor den Abgeordneten, erinnert an die
Entwicklung der EG als historisches Unterneh-
men, durch das EP könnten sich die einzelnen
Bürger für die Zukunft der Gemeinschaft enga-
gieren. Anschließend gibt der dänische Außen-
minister Uffe Ellemann-Jensen das Tätigkeits-
programm der dänischen Ratspräsidentschaft be-
kannt, betont die Entschlossenheit des Vorsitzes,
eine solide Grundlage für den Ausbau des Eini-
gungswerkes in den von der Einheitlichen Akte
erfaßten Bereichen zu schaffen, er hoffe auf Fort-
schritte bei der Stärkung des EWS und bei der
Zusammenarbeit im Bereich der Wechselkurse.

Die Verhandlungen über eine Finanzreform wür-
den zügig fortgesetzt werden, für die EPZ seien
folgende Bereiche von besonderer Bedeutung:
das Ost-West-Verhältnis, die KSZE-Folgetref-
fen, die Lage in Afghanistan, der Nahe Osten,
Libanon-Konflikt, Südafrika und die Menschen-
rechte. In einer Dringlichkeitsentschließung be-
grüßen die Parlamentarier, daß der südkoreani-
sche Präsident die Oppositionsforderungen er-
füllt hat, sie fordern die EG-Außenminister auf,
weiterhin auf eine demokratische Lösung zu drin-
gen, lehnen nicht - wie vom Haushaltsauschuß
gefordert - den Berichtigungs- und Nachtrags-
haushalt für 1987 ab, dafür aber den Haushalts-
entwurf für 1988 und verabschieden Entschlie-
ßungen zur Kernenergie, zu Steuerschranken in
Europa, öffentlichen Lieferaufträgen, Sozialbi-
lanzen und zur Einrichtung einer Vertretung der
Kommission in Oslo.

Vereinigte Staaten

7. - 9. Juli: Der Vizepräsident der Kommission,
Frans Andriessen, und Kommissionsmitglied
Willy De Clercq statten den Vereinigten Staaten
einen Besuch ab und führen Gespräche über die
gegenwärtige im amerikanischen Kongress zur
Diskussion stehende Gesetzesvorlage für den
Handelssektor (Trade Bill), den Stand der bilate-
ralen Beziehungen und lehnen die von den Verei-
nigten Staaten eingebrachten Vorschläge zum
Abbau aller Handelsbeschränkungen in der
Landwirtschaft als „unrealistisch, nicht praktika-
bel und anfechtbar" ab.

Umweltschutz

8. Juli - 19. Oktober: Die zweite Kreuzfahrt der
Amerigo Vespucci, Schulschiff der italienischen
Marine, nimmt im Rahmen des Europäischen
Umweltjahres an der Operation Aquarius' teil.

Marokko

8. Juli: Der marokkanische Außenminister, Ab-
dellatif Filali, übergibt ein an den Kommission-
präsidenten Jacques Delors und Ratspräsident
Ellemann-Jensen gerichtetes Schreiben von Kö-
nig Hassan II von Marokko, in dem dieser um die
Mitgliedschaft seines Landes in der EG ersucht.

Jugoslawien

10. Juli: Im Anschluß an die Handelsverhandlun-
gen mit Jugoslawien werden drei Protokolle pa-
raphiert, von denen eines vorsieht, daß Spanien
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und Portugal Vertragsparteien an dem Abkom-
men zwischen den Mitgliedstaaten der EKGS
und Jugoslawien werden.

Japan

10.1 11. Juli: In Tokio findet die 27. Runde der
Konsulationen auf hoher Ebene zwischen der
Kommission und Japan statt, auf der vor allem
das hohe Handelsbilanzdefizit der EG beraten
wird.

Wirtschaft und Finanzen

13. Juli: Der Ministerrat für Wirtschafts- und Fi-
nanzfragen einigt sich auf seiner Tagung in Brüs-
sel auf Maßnahmen zur Konjunkturbelebung im
Falle einer weiteren Verlangsamung des Wirt-
schaftswachstums, lehnt die Forderung der Kom-
mission nach einer sofortigen koordinierten Ak-
tion zur Wachstumsbeschleunigung ab, einigt
sich bei der Frage der finanziellen Konsequenzen
für Spanien und Portugal aufgrund des Abbaus
der Butterbestände, stimmt der von Großbritan-
nien geforderten Senkung der Mehrwertsteuer
für kleine und mittlere Unternehmen in diesem
Lande zu und berät über eine Stärkung des EWS,
den einheitlichen Finanzmarkt und den Abbau
von Steuerschranken.

EPZ

13. Juli: Die Außenminister der EG treffen sich
im Rahmen der EPZ in Kopenhagen, beschlie-
ßen, die gegen Syrien verhängten Sanktionen zu-
rückzunehmen und zeigen sich in einer Erklärung
zu den Ost-West-Beziehungen befriedigt über
den Dialog zwischen den Vereinigten Staaten
und der Sowjetunion sowie über die Möglich-
keiten eines Abkommens über die Beseitigung
nuklearer Mittelstreckenraketen, allerdings müß-
ten den sowjetischen Absichtserklärungen „kon-
krete neue Fakten" folgen. Der Außenminister
der Bundesrepublik Deutschland, Hans-Dietrich
Genscher berichtet über den Besuch des Präsi-
denten, Richard von Weizsäcker, in der Sowjet-
union. Weitere Beratungsthemen sind Südafrika,
der Golf-Krieg und Afghanistan.

Agrarpolitik

13. Juli: Der Rat der Landwirtschaftsminister
einigt sich auf seiner Tagung in Luxemburg hin-
sichtlich der Deckung der fehlenden 4,3 Mrd.
ECU im Agrarhaushalt für 1987: ab November
sollen die Vorschüsse der Kommission um zwei

Monate auf das Jahr 1988 verschoben werden,
die nationalen Regierungen müssen die entspre-
chenden Summen vorschießen, dafür erhalten
die ärmeren Länder eine pauschale Zinszahlung
in Höhe von 6,8%; dieses Maßnahmenpaket soll
jedoch nur für 1988 gelten.

Österreich

14. Juli: Der Vorsitzende des Ausschusses für
auswärtige Beziehungen des österreichischen
Parlaments, Jankowitsch, stattet der Kommission
in Brüssel einen Besuch ab und führt Gespräche
über die bilateralen Beziehungen, die Zusam-
menarbeit EG - EFTA und Apekte der österrei-
chischen Neutralität und ihre Auswirkungen auf
die Entwicklung der Beziehungen zwischen
Österreich und der EG.

Europäischer Rechnungshof

15. Juli: Der Rechnungshof verabschiedet einen
Sonderbericht über Verwaltung und Funktionie-
ren der Prämienregelung im Tabaksektor und der
Quoten-/Zusatzabgaberegelung im Milchsektor.

Steuern/Binnenmarkt

15. Juli: Die Kommission legt Vorschläge zur
Harmonisierung der indirekten Steuern vor: bei
der Mehrwertsteuer sollen nur noch zwei Sätze
zulässig sein, dabei soll der Normalsatz zwischen
14% und 20%, der ermäßigte Satz zwischen 4%
und 9% liegen. Nullsätze für Güter des täglichen
Bedarfs lehnt die Kommission ab, bei den Ver-
brauchssteuern müsse eine vollständige Harmo-
nisierung stattfinden, sie soll vor allem für alko-
holische Getränke, verarbeiteten Tabak und Mi-
neralölprodukte gelten.

Allgemeine Angelegenheiten
20. Juli: Der Rat der Außenminister zeigt sich
auf seiner Tagung in Brüssel über die möglichen
Folgen einer Verabschiedung des amerikani-
schen Handelsgesetzes besorgt und kommt über-
ein, im Teigwarenstreit mit den Vereinigten Staa-
ten im Falle einseitiger amerikanischer restrikti-
ver Maßnahmen bei den Einfuhren von Erzeugnis-
sen aus den Vereinigten Staaten Schritte gleicher
Wirkung zu unternehmen, erörtert den Stand der
Beziehungen zwischen der Gemeinschaft und Ja-
pan, die Beziehungen zu den EFTA-Ländern
und den Stand der GATT-Verhandlungen, ver-
abschiedet Änderungen zur Geschäftsordnung
des Rates in bezug auf die Eröffnung des Abstim-
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mungsverfahrens, nimmt Kenntnis vom Einver-
nehmen über das gemeinschaftliche Forschungs-
programm 1987 - 1991 und faßt Beschlüsse über
die Zollunion und die Handelspolitik.

Umweltpolitik

21. Juli: Der Ministerrat für Umweltfragen einigt
sich auf seiner Tagung in Brüssel auf Richtwerte
zur Reduzierung der Schadstoffemission von
Kraftfahrzeugen, verabschiedet eine Richtlinie
zur Begrenzung der Schadstoffemission bei Last-
kraftwagen mit Dieselmotor und billigt die Ab-
sicht der Bundesrepublik Deutschland, ab 1988
den Verkauf verbleiten Normalbenzins zu verbie-
ten.

Haushaltspolitik

23. Juli: Der Ministerrat für Haushaltsfragen ein-
igt sich auf seiner Tagung in Brüssel nicht über
den Entwurf des Haushaltsplans 1988, legt einen
gemeinsamen Standpunkt zum gemeinschaft-
lichen Rahmenprogramm für Forschung und
technologische Entwicklung (1987 - 1991) fest,
das acht Aktionen umfassen soll, dessen Mittel-
bedarf sich geschätzt auf 5,396 Mrd. ECU be-
lauft, von denen 4,533 Mrd. ECU zur Durchfüh-
rung von spezifischen Programmen gebunden
werden müssen und faßt Beschlüsse zur Zoll-
union, zur Handels-, Agrar- und Fischereipolitik,
zur Umwelt und zum Binnenmarkt.

Jugoslawien

23. - 25. Juli: Kommissionspräsident Jacques De-
lors stattet Jugoslawien einen offiziellen Besuch
ab und führt Gespräche über die Stellung Jugo-
slawiens gegenüber der EG nach der Vollendung
des Binnenmarktes und im Hinblick auf die Be-
ziehungen EG - EFTA und EG - RGW.

Finnland

27. Juli: Der finnische Außenhandelsminister
und amtierende EFTA-Präsident Salolainen stat-
tet der Kommission in Brüssel einen Besuch ab
und führt Gespräche über die Vollendung des
Binnenmarktes, die Beziehungen EG - RGW
und die Stabstahlexporte der EG nach Finnland.

Kanada

29. Juli: Der Vizepräsident der Kommission,
Karl-Heinz Narjes, und S.E. Daniele Molgar,
Botschafter Kanadas, unterzeichnen zwei Ko-
operationsabkommen im Bereich der Forschung.

August

Vereinigte Staaten

5. August: Der Handelskonflikt zwischen der EG
und Amerika wird beigelegt: die EG erklärt sich
in einer Vereinbarung, die am 1. Oktober 1987 in
Kraft treten soll und alle drei Monate überprüft
wird, bereit, den Export von 50% der Nudelaus-
fuhren aus der EG nicht mehr zu subventionieren
und verpflichtet sich, die Exportsubventionen bei
der verbleibenden Ausfuhrmenge um 27,5% zu
kürzen.

Belgien

10. August: Die belgische Regierung beschließt,
im Januar 1988 eine Autobahngebühr für Aus-
länder einzuführen und löst damit heftige Kritik
anderer europäischer Staaten aus.

EPZ/Guatemala

13. August: Die Außenminister geben im Rah-
men der EPZ eine Erklärung zum Friedensplan
von Guatemala ab, in der sie diese Initiative be-
grüßen und ihre volle Unterstützung zusagen.

September

EPZ

3. September: Die Außenminister der Gemein-
schaft verabschieden im Rahmen einer Tagung
der EPZ eine Erklärung zum irakisch-iranischen
Konflikt und zur Lage im Golf, bringen ihre Un-
terstützung für die Resolution 598 des UN-Si-
cherheitsrats zum Ausdruck, fordern ihre volle
Anwendung, verurteilen die Angriffe auf Han-
delsschiffe im Golf und bekräftigen ihre Unter-
stützung für die freie Schiffahrt.

Binnenmarktpolitik

7. September: Der Ministerrat für Binnenmarkt-
politik berät bei einem informellen Treffen in
Kopenhagen die Vorgehensweisen und Grund-
satzfragen im Zusammenhang mit der Vollen-
dung des Binnenmarktes bis 1992, wobei einige
Minister bei der Frage der Mehrheitsabstimmung
darauf hinweisen, daß einzelne Länder nicht
ständig überstimmt und damit marginalisiert wer-
den dürften und berät die von Belgien beschlos-
sene Autobahngebühr, die von den anderen Mit-
gliedern und der Kommission abgelehnt wird.
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Die französische Delegation legt ein Diskussions-
papier vor, das beinhaltet, das die technische Ha-
monisierung nicht dazu führen sollte, daß tradi-
tionelle Besonderheiten in einzelnen Ländern be-
seitigt werden, ein Gleichgewicht müsse zwischen
der Standardisierung einerseits und der gegensei-
tigen Anerkennung nationaler Produkte anderer-
seits aufrechterhalten werden, bei der Ausdeh-
nung der Prinzipien des großen Binnenmarktes
auf Produkte aus Drittstaaten sollte vorsichtig
vorgegangen werden.

Europäisches Parlament

14. - 18. September: Sitzungswoche des EP in
Straßburg. Die Abgeordneten diskutieren die
Haushaltsmittelkürzung für die europäische For-
schung, verabschieden Entschließungen zur Ge-
währleistung der Flugsicherheit, zur Einstellung
des irakisch-iranischen Krieges und zur Freilas-
sung politischer Gefangener in Chile und bitten
in einer Dringlichkeitsentscheidung um die Be-
gnadigung des in der Sowjetunion verurteilten
deutschen Sportfliegers Matthias Rust.

Agrarpolitik

8. September: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster berät bei einem informellen Treffen in Ny-
borg (Dänemark) die durch die Landwirtschaft
verursachte Umweltverschmutzung, zu der Kom-
missionsmitglied Frans Andriessen das Pro-
gramm der Kommission erläutert: sie wolle Vor-
schläge für eine weitere Beschränkung der Liste
erlaubter Pflanzenschutzmittel sowie für die Ver-
hinderung der Gewässerverschmutzung durch
übermäßigen Düngereinsatz vorlegen und das
Verursacherprinzip zur Anwendung bringen.

Weltbank

10. September: Der Präsident der Weltbank, Bar-
ber Conable, stattet der Kommission in Brüssel
einen Besuch ab und führt Gespräche über die
Koordinierung der Tätigkeiten der Kommission
und der Weltbank.

Fischereipolitik

12.113. September: Der Ministerrat für Fischerei-
angelegenheiten erörtert bei seinem informellen
Treffen in Nyborg (Dänemark) die währungspo-
litische Lage, befaßt sich mit Veränderungen am
EWS, beschließt, die Konvergenz der Wirt-
schaftspolitiken ständig mit Hilfe von makroöko-
nomischen Indikatoren durch den Rat der Noten-
bankgouverneure überwachen zu lassen, von Fall
zu Fall den Einsatz der Zinssätze zur Beeinflus-
sung der Devisenmärkte zu prüfen, das Instru-
ment der kurzfristigen Gemeinschaftsfinanzie-
rung auszubauen, zur Kursstützung im EWS be-
reits vor Erreichen der oberen und unteren Inter-
ventionspunkte innerhalb der bestehenden Band-
breiten einzugreifen (intermarginale Interven-
tion) und die Rückzahlung von Krediten in Zu-
kunft zu 100% in ECU zu ermöglichen.

Allgemeine Angelegenheiten/EPZ
14.115. September: Der Rat der Außenminister
berät auf seiner Tagung in Brüssel über den Auf-
nahmeantrag Marokkos in die EG, kommt zu der
Ansicht, daß eine Aufnahme nicht möglich sei,
da es sich nicht um ein europäisches Land hande-
le und auch nicht im Europarat vertreten sei, be-
schließt, dem Land eine engere Zusammenarbeit
anzubieten, einigt sich nicht auf ein Verfahren
für die Festlegung von Richtwerten für radioakti-
ve Belastung von Nahrungsmitteln, beauftragt ih-
re Ständigen Vertreter, das Problem weiter zu
behandeln und erörtert die Durchführung des
Delors-Planes und des EG-Angebots zu tropi-
schen Produkten bei den Genfer GATT-Ver-
handlungen.

Im Rahmen der EPZ verabschieden die Außen-
minister eine Erklärung zur israelischen Sied-
lungspolitik in den besetzten Gebieten, in der sie
den Bau weiterer Siedlungen und den raschen
Anstieg der Bevölkerung in den bestehenden
Siedlungen als eine Gefährdung der Friedensaus-
sichten bezeichnen, denn jede neue und beste-
hende Siedlung sei eine Verletzung des interna-
tionalen Rechts und fordert die israelische Regie-
rung daher auf, die „illegale Siedlungspolitik in
den besetzten Gebieten" zu beenden.

EGKS

15. September: Auf der 264. außerordentlichen
Vollsitzung des Beratenden Ausschusses der
EKGS in Luxemburg wird der Gesamtplan der
Kommission betreffend die Umstrukturierung
der Eisen- und Stahlindustrie in der EG beraten.

Ariane

15. September: Im Startzentrum Kourou auf
Französisch-Guayana erfolgt der 19. Start der eu-
ropäischen Trägerrakete Ariane.
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B ildungspolitik/Cedefop

15.116. September: In Berlin findet die Jahresta-
gung des Informationsnetzes des Cedefop statt,
dem Vertreter aller Mitgliedstaaten und der be-
teiligten Stellen angehören; erörtert werden die
EDV-gestützte Erstellung eines Thesaurus und
die Verbreiterung der Informationen über die
Tätigkeiten der EG im Bereich der Berufsbil-
dung in den Mitgliedstaaten.

Europarat

75. - 17. September: Die für Kultur zuständigen
Minister beraten auf ihrer Sitzung in Sintra (Por-
tugal) über die Ausweitung der Kulturbeziehun-
gen zu den Staaten Osteuropas, Fragen der
Kunstförderung sowie eine Verbesserung der
kulturpolitischen Kontakte innerhalb des Euro-
parates.

EUREKA

75. -18. September: Die Forschungs- und Außen-
minister aus 19 europäischen Staaten verabschie-
den auf der 5. EUREKA-Ministerkonferenz in
Madrid 58 neue Projekte mit den Schwerpunkten
Robotik, Lasertechnologie, Informationstechno-
logie, Telekommunikation, Biotechnologie und
Verkehrswesen; somit sind im Rahmen von EU-
REKA bereits 177 Projekte mit einem Finanzvo-
lumen von annähernd 9 Mrd. D-Mark eingeleitet
worden. Im Schlußkommunique wird in Ausnah-
mefällen auch die Beteiligung von Unternehmen
und Forschungszentren des Ostblocks und aus
Ländern, die nicht EUREKA angehören, in
Aussicht gestellt.

Spanien

17. September: Der spanische Ministerpräsident
Felipe Gonzales stellt bei seinem Besuch in Bonn
fest, das ein deutsch-französisches Vorangehen
auch für das Europa der gemeinsamen Sicherheit
,,unverzichtbare Voraussetzung" sei.

Haushaltspolitik

17.118. September: Der Ministerrat für Haus-
haltsangelegenheiten setzt seine Tagung vom 23.
Juli in Brüssel fort, berät über den Entwurf für
den Haushaltsplan 1988 und kann sich nicht eini-
gen, so daß umgehend Überlegungen darüber an-
gestellt werden müssen, welche Schritte zu unter-
nehmen seien, um das Verfahren in Übereinstim-
mung mit den Verträgen fortzusetzen.

Bundesrepublik Deutschland/Frankreich
17. - 25. September: In Baden-Württemberg und
Bayern findet die deutsch-französische Heeres-
übung ,,Kecker Spatz - Moineau Hardi" mit
55 000 Soldaten der Bundeswehr und 20 000 fran-
zösischen Soldaten der Force d'Action Rapide
statt.

Kommission

19. September: In einer Feierstunde wird Emile
Noel aus seinem Amt als Generalsekretär der
Kommission in den Ruhestand verabschiedet.

Bundesrepublik Deutschland/Frankreich

19. September: In Erinnerung an die historische
Rede ,,an die deutsche Jugend" von Staatspräsi-
dent Charles de Gaulle vor 25 Jahren auf dem
Ludwigsburger Schloßplatz findet ebenfalls dort
ein deutsch-französisches Jugendtreffen statt.

Umweltpolitik

20. - 27. September: Im Rahmen des Europä-
ischen Umweltjahres findet die europäische Wo-
che „Wasserwirtschaft" statt.

Industriepolitik

21. September: Der Ministerrat für Industriepoli-
tik berät auf seiner Tagung in Brüssel über eine
neue Quotenregelung für die Eisen- und Stahlin-
dustrie und verabschiedet Beschlüsse zur Frage
des Umweltschutzes und der Beziehungen zu den
Mittelmeerländern.

Umweltpolitik

22. September: Die Umweltminister der Bundes-
republik Deutschland, Österreichs und der
Schweiz einigen sich in Konstanz auf eine Ver-
minderung der Schadstoffemissionen bei Last-
kraftwagen und beraten über den Schutz der
Ozonschicht, Störfallvorsorge und die Beendi-
gung des ,,Mülltourismus".

Agrarpolitik

22. September: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster berät auf seiner Tagung in Brüssel über Maß-
nahmen zur Steuerung der Agrarmärkte und über
Perspektiven der Gemeinsamen Agrarpolitik.

Wirtschafts- und Sozialausschuß
23.1 24. September: In Brüssel verabschiedet der
WSA auf seiner 248. Plenartagung Stellungna-
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Oktober

men zum Informationsverfahren auf dem Gebiet
der Normen und technischen Vorschriften, zu
land- und forstwirtschaftlichen Zugmaschinen
auf Rädern, Preisen von Medikamenten und de-
ren Erstattung, der Offenlegung der Zweignie-
derlassungen von Kapitalgesellschaften, zu öf-
fentlichen Bauaufträgen, Schaffung und Ent-
wicklung von Unternehmens- und Innovations-
zentren, Steuern auf Geschäfte mit Wertpapie-
ren, Umwelt und Beschäftigung, landwirtschaft-
lichen Einkommensbeihilfen, zur Reform der
Marktorganisationen für Fischereierzeugnisse,
zum Allgemeinen Zollpräferenzsystem und über
die grenzüberschreitende Kooperation im sozia-
len Bereich.

EGKS

25. September: Auf der 265. ordentlichen Voll-
versammlung des Beratenden Ausschusses der
EGKS in Luxemburg wird das Vorausschät-
zungsprogramm Stahl für das vierte Quartal 1987
und die Überprüfung der Aussichten des Marktes
für feste Brennstoffe beraten.

Forschungspolitik

28. September: Der Ministerrat für Forschung ge-
nehmigt auf seiner Tagung ein Rahmenpro-
gramm im Bereich der Forschung und technolo-
gischen Entwicklung für die Jahre 1987 bis 1991.

Kommission

28. September: Als Nachfolger für den Anfang
August verstorbenen Alois Pfeiffer tritt der bis-
herige bayerische Staatsminister für Bundesange-
legenheiten, Peter Schmidhuber, sein Amt als
Kommissionsmitglied an.

Esprit

28. - 30. September: In Brüssel findet die 4. Kon-
ferenz Esprit mit mehr als 4000 Delegierten statt,
die den Übergang zwischen der ersten und zwei-
ten Phase des zehnjährigen Programms kenn-
zeichnet.

Fischereipolitik

29. September: Der Ministerrat für Fischereifra-
gen berät auf seiner Tagung in Brüssel über eine
gemeinsame Marktorganisation für Fischereier-
zeugnisse und genehmigt Verordnungen zur For-
schung in der Fischwirtschaft und technische
Maßnahmen zur Erhaltung der Fischbestände.

Oktober

Umweltschutz/Rhein

1. Oktober: In Straßburg wird auf der achten
Konferenz zum Schutz des Rheins gegen Verun-
reinigung auf Ministerebene das Aktionspro-
gramm Rhein beschlossen, das im wesentlichen
darauf abzielt, die ökologischen Bedingungen
wiederherzustellen.

Marokko

1. Oktober: Die Gemeinschaft teilt Marokko mit,
daß seinem Gesuch um Aufnahme in die EG aus
„juristischen Gründen " nicht entsprochen wer-
den kann, da Marokko nicht zum „Europäischen
Raum" gehöre.

Haushaltspolitik

1. Oktober: Der Ministerrat für Haushaltsangele-
genheiten setzt seine Tagung vom 18. September
in Luxemburg fort, berät über den Entwurf des
Haushaltsplan 1988 und stellt fest, daß nach wie
vor Meinungsverschiedenheiten bestehen, die die
Annahme des Entwurfs verhindern.

Europarat

1.-8. Oktober: Die Parlamentarische Versamm-
lung tagt in Straßburg, nimmt Entschließungen
an zu Südafrika, über die politische Zusammen-
arbeit mit den Ländern Afrikas, das Gleichge-
wicht bei konventionellen Waffen in Europa, den
Ausbau der kulturellen und wirtschaftlichen Be-
ziehungen zu den Ländern Osteuropas, fordert in
einer Resolution die Aufhebung des von Frank-
reich verhängten Visumszwangs für die Einwoh-
ner einer Reihe mehrerer europäischer Länder,
ruft die Mitgliedstaaten der EG und EFTA auf,
ihre Bereitschaft zur Zusammenarbeit rasch zu
verwirklichen und gibt eine Reihe von Empfeh-
lungen, um Unfälle in Kernkraftwerken zu ver-
meiden oder deren Auswirkungen zu verringern.

Haushaltspolitik

2. Oktober: Kommissionsmitglied Henning Chri-
stophersen, zuständig für Haushaltsfragen, er-
klärt, die Kommission werde eine Verletzungs-
klage gegen den Ministerrat einleiten, falls der
Rat die im EWG-Vertrag vorgesehene Frist (5.
Oktober) für die Erstellung eines Haushaltsent-
wurfes nicht einhalten sollte.
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EPZ

3.14. Oktober: Der Rat der Außenminister erör-
tert bei einem informellen Treffen in Nyborg
(Dänemark) die Haushaltskrise der Gemein-
schaft, einigt sich darauf, den Regierungen eine
weitere Frist von 48 Stunden einzuräumen, inner-
halb der die Zwölf eine Einigung über den Haus-
halt für 1988 erzielen sollen und berät über das
Ost-West-Verhältnis, die Lage im Nahen Osten
und im Persischen Golf sowie die Situation in
Mittelamerika.

Binnenmarktpolitik

5. Oktober: Der Ministerrat für Binnenmarktfra-
gen erörtert auf seiner Tagung in Luxemburg ei-
ne allgemeine Regelung zur Anerkennung von
Hochschuldiplomen sowie über Fischerei, For-
schung und Landwirtschaft.

Haushaltspolitik

6. Oktober: Der spanische Außenminister, Fran-
cisco Fernandez Ordonez, informiert den amtie-
renden Ratspräsidenten und dänischen Außen-
minister, Uffe Ellemann-Jensen, offiziell davon,
daß seine Regierung den Haushaltsentwurf der
Gemeinschaft für 1988 ablehnt.
7. Oktober: Da der Rat nicht in der Lage ist, vor
dem im EWG-Vertrag vorgesehenen äußersten
Termin - 5. Oktober - den Haushaltsentwurf für
1988 vorzulegen, fordern die Kommission und
das EP den Ministerrat schriftlich auf, diesen in-
nerhalb von zwei Monaten vorzulegen.

EPZ/Chile

9. Oktober: Die Außenminister veröffentlichen
im Rahmen der EPZ eine Erklärung, in der sie
für Chile ein Ende der Militärdiktatur sowie freie
Wahlen und die Respektierung der Menschen-
rechte fordern.

Europäisches Parlament

12. -16. Oktober: Sitzungswoche des EP in Straß-
burg. Der irische Staatspräsident, Patrick Hil-
lery, hält eine Rede, in der er sich für den Auf-
bau Europas unter Beachtung der berechtigten
Interessen seiner Mitgliedstaaten ausspricht.
Die Abgeordneten beschäftigen sich mit der Stel-
lung der Frau in der Gesellschaft, mit der Vollen-
dung des Binnenmarktes sowie mit regionalpoli-
tischen Maßnahmen, verabschieden mit 205 ge-
gen 50 Stimmen (bei 41 Enthaltungen) eine Ent-
schließung, in der eine europäische Sicherheits-

politik auf der Grundlage gleichzeitigen Bemü-
hens um eine Politik der Verteidigung einerseits
und eine Politik der Entspannung andererseits
gefordert wird, fordern freie Religionsausübung
und kulturelle Autonomie für die Tibeter, verur-
teilen Menschenrechtsverletzungen in der Tür-
kei, in El Salvador und Südafrika und beschlie-
ßen zum Abschluß über den vom Rat nicht vor-
gelegten Haushaltsentwurf 1988, vor dem Euro-
päischen Gerichtshof eine Untätigkeitsklage ge-
gen den Rat einzureichen, falls dieser der Auffor-
derung zum Handeln nicht nachkomme.

Österreich

15.116. Oktober: Kommissionsmitglied Willy De
Clercq nimmt an den jährlichen Konsulationen
auf Ministerebene zwischen Österreich und der
Gemeinschaft teil, auf der das Konzept Öster-
reichs für eine Annäherung an die EG erörtert
wird, das einen besonderen Schwerpunkt in einer
weitgehenden und pragmatischen Beteiligung am
Aufbau eines europäischen Wirtschaftsraums
hat.

Zypern

19. Oktober: Der zyprische Außenminister, Ge-
orgios Iacovou, Ratspräsident Uffe Ellemann-
Jensen sowie das für Mittelmeerfragen zuständi-
ge Kommissionsmitglied Claude Cheysson unter-
zeichnen in Luxemburg ein Assoziierungsabkom-
men zwischen Zypern und der EWG.

Belgien

19. Oktober: Die Übergangsregierung in Belgien
läßt die Pläne für eine Autobahngebühr zum 1.
Januar 1988 fallen.

Allgemeine Angelegenheiten
19.120. Oktober: Der Rat der Außenminister be-
faßt sich auf seiner Tagung in Luxemburg mit der
Vorbereitung des Europäischen Rates in Kopen-
hagen sowie mit Vorkehrungen für den Fall anor-
maler Radioaktivitätswerte oder nuklearer Un-
fälle und führt einen Meinungsaustausch über
den Fortgang der GATT-Runde und über die Be-
ziehungen zum Golf-Kooperationsrat.

Agrarpolitik

19.120. Oktober: Der Rat der Landwirtschaftsmi-
nister berät auf seiner in Anschluß an eine Kon-
zertierungstagung mit dem Europäischen Parla-
ment stattfindenden Tagung in Luxemburg Fra-
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Oktober

gen der landwirtschaftlichen Einkommensbeihil-
fen und faßt Beschlüsse über Agrarfragen und
Fischereipolitik und beschließt mit qualifizierter
Mehrheit formell die Verordnung über besonde-
re Regeln für die Finanzierung der Gemeinsamen
Agrarpolitik.

ASEAN

21. Oktober: In Brüssel findet die dritte Plenarta-
gung des Handelsrates EWG - ASEAN statt, auf
der eingehend Mittel und Wege erörtert werden,
den Handelsverkehr und die industrielle Zusam-
menarbeit zwischen den beiden Regionen auszu-
bauen.

Wirtschafts- und Sozialausschuß
21,122. Oktober: Auf seiner 249. Plenartagung in
Brüssel verabschiedet der WSA Stellungnahmen
über die amtliche Lebensmittelüberwachung, zur
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften, über ein europäisches Forschungs- und
Entwicklungsprogramm auf den Gebiet der In-
formationstechnologie (ESPRIT), zu einer Ak-
tion der EG auf dem Gebiet der Lerntechnologie
(DELTA), über ein Gemeinschaftsprogramm im
Bereich der Informationstechnik und des Fern-
meldewesens im Straßenverkehr (DRIVE), zur
Förderung der beruflichen Rehabilitation und
der wirtschaftlichen Eingliederung von Behinder-
ten, zu einer die Geschwindigkeitsbegrenzungen
in der EG betreffenden Mitteilung und zu dem
Vorschlag für eine Entscheidung über die Finan-
zierung großer Infrastrukturen von europäischem
Interesse.

EFRE

22. Oktober: Die Kommission genehmigt die Zu-
schüsse im Rahmen der 5. Tranche 1987 des
EFRE sowie Zuschüsse für 18 Sonderprogramme
im Rahmen der spezifischen Gemeinschaftsmaß-
nahmen zur regionalen Entwicklung in Höhe von
97,2 Mio. ECU.

Umweltpolitik

25.126. Oktober: In Noordwijk (Niederlande) fin-
det die erste Konferenz der für Umweltfragen zu-
ständigen Minister aus den Ländern der EG und
der EFTA statt, auf dessen Eröffnungsrede der
niederländische Umweltminister, Ed Nijpels, die
Umweltverschmutzung als grenzübergreifend be-
zeichnet, die durch internationale Zusammenar-
beit bekämpft werden müsse, wobei es auf die

Zusammenarbeit mit den Ländern des Ostblocks
ankomme. In der Schlußerklärung einigen sich
die Konferenzteilnehmer auf eine engere Zusam-
menarbeit und auf die Abhaltung regelmäßiger
Treffen.

Verkehrspolitik

26. Oktober: Die Verkehrsminister aus Belgien,
der Bundesrepublik Deutschland, Frankreich
und Großbritannien und den Niederlanden eini-
gen sich auf die Planung des Schnellbahnnetzes,
das ab 1993 die fünf Länder verbinden soll.

Westeuropäische Union

26. - 29. Oktober: Der WEU-Ministerrat unter-
streicht auf seiner Tagung in Den Haag in einem
Kommunique den Wunsch der sieben Mitglied-
staaten, verteidigungspolitisch enger zusammen-
zuarbeiten, beschließt ein gemeinsames Verteidi-
gungs- und Sicherheitsprogramm, weist jedoch
darauf hin, daß die Sicherheit Westeuropas nur
durch einen engen Zusammenhalt mit den Verei-
nigten Staaten im Rahmen der NATO gewährlei-
stet sei und berät das geplante Abkommen zur
Beseitigung von Mittelstreckenwaffen in Europa
sowie die Lage im Persischen Golf.

Europäisches Parlament

26. - 30. Oktober: Sitzungswoche des EP in Straß-
burg. Kommissionspräsident Jacques Delors for-
dert in einer Erklärung zum Sturz der Aktienkur-
se an den internationalen Börsen eine Initiative
der Gemeinschaft, um ihr Überleben zu sichern,
denn obwohl die Krisensymptome deutlich gewe-
sen seien, habe sich die Gemeinschaft nur unzu-
reichend fortentwickelt, die Entscheidung der
Regierung der Bundesrepublik Deutschland, die
Zinsen zu erhöhen, war nicht vernünftig. Die
Abgeordneten appellieren in einer Entschließung
an die Vereinigten Staaten, ihr Haushaltsdefizit
so rasch wie möglich zu verringern, fordern die
Regierung der Bundesrepublik Deutschland auf,
eine Politik zu betreiben, die einen größeren Bei-
trag zum Wachstum und zum weltweiten wirt-
schaftlichen Gleichgewicht leistet, fordern einen
totalen Einfuhrstop für Kohle und Goldbarren
aus Südafrika und sprechen sich einstimmig für
deutlich niedrigere Grenzwerte für Radioaktivi-
tät in Nahrungsmitteln aus.
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Sowjetunion

28. Oktober: Kommissionsmitglied Willy De
Clercq empfängt in der Kommission in Brüssel
den ersten sowjetischen Vizeminister für Außen-
handel, Malkevich, zu dem ersten offiziellen Be-
such eines sowjetischen Ministers, der um Ge-
spräche über die Aussichten der Anknüpfung of-
fizieller Beziehungen zwischen EG und RGW so-
wie den Handel zwischen der EG und der So-
wjetunion gebeten hatte.

November

Allgemeine Angelegenheiten

8. November: Der Rat der Außenminister
kommt zu einer Sondertagung in Brüssel zusam-
men und befaßt sich mit der Frage von Höchst-
grenzen der Radioaktivität in Nahrungsmitteln,
eine gemeinsame Leitlinie hierüber kommt trotz
gewisser Fortschritte in einigen spezifischen Fra-
gen nicht zustande.

Entwicklungspolitik

9. November: Der Ministerrat für Zusammenar-
beit in Entwicklungsfragen beschließt auf seiner
Tagung in Brüssel ein Sonderprogramm zugun-
sten bestimmter armer und hoch verschuldeter
Länder in Afrika südlich der Sahara und die Ge-
währung von Hilfen in Höhe von 100 Mio. ECU
und berät über die Ernährungslage in Äthiopien,
Fragen von Umwelt und Entwicklung, die Lage
in den Entwicklungsländern Lateinamerikas und
Asiens.

Norwegen

9. November: In Oslo wird eine neue Delegation
der Kommission eröffnet.

Europäische Weltraum-Organisation
9.110. November: Der Ministerrat der ESA be-
schließt auf seiner Tagung in Den Haag (bei Ent-
haltung des Vertreters Großbritanniens) ein
ESA-Langzeitprogramm bis zum Jahr 2000, bil-
ligt den Bau des europäischen Raketenpro-
gramms „Ariane 5" und der Raumfähre Hermes
sowie die europäische Teilnahme am amerikani-
schen Raumprogramm Columbus, deren Kosten
sich auf etwa 22 Mrd. D-Mark belaufen, von de-
nen die Bundesrepublik ein Drittel übernehmen
soll, wobei mindestens 90% der jeweils notwen-
digen Mittel durch Verpflichtungserklärungen

der Mitgliedsländer mit Ausnahme von Großbri-
tannien bereits gesichert sind.

EWS

10. November: Die Zentralbank Portugals unter-
zeichnet eine offizielle Akte über ihre Teilnahme
an dem Abkommen vom 13. März 1979 zwischen
den Zentralbanken der Mitgliedstaaten der EG
über die Funktionsweise des Europäischen Wäh-
rungssystems.

Europäischer Rat

11. November: Zum ersten Mal treten der Präsi-
dent des EP, die Fraktionsvorsitzenden dieses
Parlamentes und die Mitglieder der Kommission
zur Vorbereitung des Europäischen Rates in Ko-
penhagen zusammen, was eine neue Entwicklung
der interinstitutionellen Beziehungen darstellt
und die Ernsthaftigkeit der Vorbereitung der Ta-
gung dokumentiert.

EPZ

12. November: Im Rahmen der EPZ veröffent-
lichen die Außenminister eine Erklärung zum
Angriff auf eine Lastwagenkolonne der Verein-
ten Nationen in Äthiopien durch die EPLF.

Frankreich/Bundesrepublik Deutschland
12. November: Bei den 50. deutsch-französischen
Konsultationen in Karlsruhe einigen sich der
deutsche Bundeskanzler Helmut Kohl und der
französische Staatspräsident Frangois Mitterrand
über Details einer deutsch-französischen Brigade
und vereinbaren einen deutsch-französischen Si-
cherheits- und Verteidigungsrat sowie einen ge-
meinsamen Wirtschafts- und Finanzrat.

Forschungspolitik

12.113. November: In Luxemburg findet ein Sym-
posium über die Bewertung der Ergebnisse des
ersten Jahres der transnationalen Zusammenar-
beit zwischen industriellen Forschungsvereini-
gungen sowie die verschiedenen Gemeinschafts-
maßnahmen zur Modernisierung der herkömm-
lichen Industriezweige statt.

Schweiz

12.113. November: Der Bundesrat und Vorsteher
des Volkswirtschaftsdepartements der Schweiz,
Jean-Pascal Delamuraz, stattet der Kommission
in Brüssel einen offiziellen Besuch ab und führt
Gespräche über zahlreiche multilaterale und in-
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November

ternationale Fragen, die mittelfristigen Perspek-
tiven der Zusammenarbeit mit den EFTA-Län-
dern im Zusammenhang mit dem Binnenmarkt,
die Perspektiven der GATT-Verhandlungen
(Uruguay-Runde) und die Ost-West-Beziehun-
gen und erklärt, daß die Schweiz am Aufbau Eu-
ropas teilnehmen wolle, ohne jedoch Vollmit-
glied der EG zu werden.

Umweltschutz

13. November: Die Kommission gewährt einen
Zuschuß in Höhe von 1,6 Mio. ECU für die
Durchführung von 26 Vorhaben zum Schutz der
Wälder gegen die Luftverschmutzung.

Energiepolitik

13. November: Der Ministerrat für Energiefragen
berät auf seiner Tagung in Brüssel über die Lage
auf dem Energiemarkt, erörtert die Entwicklung
der Nutzung erneuerbarer Energiequellen in der
Gemeinschaft sowie die Förderung der Einfüh-
rung der erneuerbaren Energiequellen auf dem
Markt und die Erhöhung der Effizienz bei der
Elektrizitätsverwendung sowie über die energie-
wirtschaftlichen Aspekte von Äthanol.

Wirtschaft- und Finanzpolitik
16. November: Der Ministerrat für Wirtschaft
und Finanzen erörtert auf seiner Tagung in Brüs-
sel die jüngsten Entwicklungen auf den Finanz-
und Devisenmärkten, stimmt darin überein, daß
eine stabile Marktlage für die künftige Wirt-
schaftsentwicklung in Europa und weltweit ,,von
größter Bedeutung" sei, zu dessem Zweck ge-
meinsame und koordinierte Bemühungen seitens
aller Länder erforderlich seien und berät über die
Schaffung eines europäischen Finanzrahmens,
die Beseitigung der Steuergrenzen sowie eine ge-
meinsame Mehrwertsteuerregelung für Ge-
brauchsgegenstände.

Agrarpolitik

16. -18. November: Der Rat der Landwirtschafts-
minister setzt auf seiner Tagung in Brüssel seine
Aussprache über die Einführung von Agrarstabi-
lisatoren in verschiedenen gemeinsamen Markt-
organisationen fort, es gelingt ihm aber nicht, zu
einer „Gesamtlösung" zu kommen, obwohl er in
einigen Bereichen einer Lösung nahekommt.

Europäisches Parlament

16. - 20. November: Sitzungswoche des EP in
Straßburg. Die Abgeordneten befassen sich mit
den Überkapazitäten in der europäischen Stahl-
industrie, sprechen sich für eine Fortführung des
Systems fester Produktionsbeschränkungen für
weitere drei bis vier Jahre aus, beraten die Re-
form des Strukturfonds, sprechen sich für eine
Erhöhung der Gemeinschaftseinnahmen durch
eine gleichmäßigere Verteilung der Lasten auf
die zwölf Mitgliedsländer, größere Haushaltsdis-
ziplin durch Beschränkung der Ausgaben im
Agrarbereich sowie für die Verstärkung der Hil-
fen für unterentwickelte Regionen und Industrie-
zweige aus und verabschieden eine Entschlie-
ßung angesichts des bevorstehenden Gipfeltref-
fens zwischen dem amerikanischen Präsidenten
Ronald Reagan und dem sowjetischen Parteichef
Michail Gorbatschow in der die Hoffnung zum
Ausdruck kommt, auf eine ,,noch effizientere
Zusammenarbeit auf internationaler Ebene" und
auf „entscheidende Initiativen unter Gewährlei-
stung der Sicherheit Europas".

Kanada

16.1 17. November: In Brüssel finden die halb-
jährlichen Konsultationen auf hoher Ebene zwi-
schen der EG und Kanada statt, auf der eine Rei-
he bilateraler Handelsprobleme erörtert werden.

EGKS

17. November: Vertreter der Regierungen der
Mitgliedstaaten der EGKS fassen einen Beschluß
über die Anwendung allgemeiner Zollpräferen-
zen für bestimmte Stahlerzeugnisse mit Ursprung
in Entwicklungsländern für das Jahr 1988.

Wirtschafts- und Sozialausschuß
18.119. November: Der WSA verabschiedet auf
seiner 250. Plenartagung in Brüssel Initiativstel-
lungnahmen und Stellungnahmen zum Jahres-
wirtschaftsbericht 1987 - 1988 der Kommission,
über ein Mehrjahresforschungs- und Entwick-
lungsprogramm der EWG auf dem Gebiet der
technologischen Grundlagenforschung und der
Anwendung neuer Technologien (Brite), über ei-
ne Revision des mehrjährigen Forschungs- und
Ausbildungsprogramms der Euratom auf dem
Gebiet des Strahlenschutzes, über eine Gemein-
schaftsaktion auf dem Gebiet der Informations-
technologie und Telekommunikation (AIM), zur
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Entwicklung eines Marktes für Informationsdien-
ste, über das Grünbuch der Telekommunikation,
zum Resider-Programm, Renaval-Programm,
zum Schutz des Rheins, zu gefährlichen Stoffen,
zur Zulassung von Verkehrsunternehmen und
zur Sommerzeit.

Grönland

18.1 19. November: Auf Wunsch Grönlands fin-
den Konsultationen in Kopenhagen statt, die
zum Abschluß eines Abkommen führen, mit dem
der EG für 1988 Fangmöglichkeiten in grönländi-
schen Gewässern eingeräumt werden.

ASEAN

20. November: Eine Abordnung von Ministern
der ASEAN-Mitgliedstaaten stattet der Kommis-
sion in Brüssel einen Besuch ab und führt Ge-
spräche über die von der Kommission vorge-
schlagenen Stabilisierungsmechanismen für
pflanzliche Fette und Öle.

Allgemeine Angelegenheiten/EPZ

23.124. November: Der Rat der Außenminister
setzt auf seiner Tagung in Brüssel die Vorberei-
tungen für die Tagung des Europäischen Rates in
Kopenhagen fort und befaßt sich mit der Verstär-
kung der Haushaltsdisziplin, der Reform des
Strukturfonds sowie der Umgestaltung des Sy-
stems der eigenen Mittel und Haushaltsungleich-
gewichte.
Am Rande der Tagung treffen sich die Minister im
Rahmen der EPZ, veröffentlichen eine Erklärung
zur Situation in Haiti und zur Lage in Mittelameri-
ka und verurteilen das Eindringen südafrikani-
scher Truppen in Angola und den Aufenthalt des
südafrikanischen Staatspräsidenten Botha in die-
sem Land als eine ,,provokative Aktion".

Agrarpolitik

23. - 26. November: Der Rat der Landwirt-
schaftsminister setzt seine Tagung vom 16.-18.
November in Brüssel fort und kommt wieder zu
keiner ,,Gesamtlösung" über die Einführung von
Agrarstabilisatoren in verschiedenen gemeinsa-
men Marktorganisationen.

Internationale Nordsee-Schutzkonferenz

24.125. November: Auf der zweiten internationa-
len Konferenz zum Schütze der Nordsee in Lon-
don fassen die Delegationen der Anrainerstaaten

eine Reihe von Beschlüssen zur Verminderung
der Schadstoffeinleitung sowie zur verstärkten
Luftüberwachung.

Europarat

25.126. November: Das Ministerkomitee berät
auf seiner Tagung in Straßburg die Ost-West-Be-
ziehungen, Fortschritte bei der europäischen Zu-
sammenarbeit sowie die Entwicklung in Mittel-
amerika, verabschiedet Richtlinien für die Kon-
takte des Europarates zu den Staaten Osteuro-
pas, einigt sich auf Empfehlungen an die Mit-
gliedstaaten zur Bekämpfung der Immunschwä-
che AIDS und unterzeichnet (mit Ausnahme von
Irland und der Türkei) anschließend die , Euro-
päische Konvention zur Verhütung von Folter
und unmenschlicher oder entwürdigender Strafe
oder Behandlung".

Kulturstadt Europas

26. November: Der Vizepräsident der Kommis-
sion, Manuel Marin, und der für kulturelle Ange-
legenheiten zuständige Berliner Senator Hasse-
mer stellen der Presse auf einer Veranstaltung
„Berlin, die europäische Kulturstadt 1988" vor.

EFTA

27. November: In Brüssel finden die halbjährlichen
Begegnungen zwischen hohen Beamten der Kom-
mission und der EFTA-Länder statt, auf dem neue
mittelfristige Leitlinien für eine Verstärkung der
Zusammenarbeit ausgearbeitet werden.

Fischereipolitik/ Norwegen - Schweden

28. - 30. November: Die jährlichen bilateralen
Konsultationen zwischen der EG und Norwegen
bzw. Schweden werden mit zwei Abkommen
über die gegenseitigen Fangrechte und -bedin-
gungen für 1988 abgeschlossen.

Allgemeine Angelegenheiten
29.130. November: Der Rat der Außenminister
berät die bevorstehende Tagung des Europä-
ischen Rates in Kopenhagen, erzielt in den Streit-
fragen der Reform der Agrarpolitik und der Fi-
nanzierung der Gemeinschaft keine Einigung, le-
diglich in der Frage der Haushaltsdisziplin gibt es
„geringfügige Fortschritte". Der amtierende
Ratspräsident, Uffe Ellemann-Jensen appelliert
an die Teilnehmer der Tagung von Kopenhagen,
sich nicht in Details zu verlieren, um das Treffen
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Dezember

zu einem Erfolg zu machen, sei ein „überzeugen-
des Maß an politischem Willen " notwendig.

EFTA

30. November: Das Kommissionsmitglied Willy
De Clercq und die scheidende Vorsitzende des
EFTA-Rates, Frau Gradin, erörtern die Bilanz
der Zusammenarbeit zwischen der EG und den
EFTA-Ländern während der vergangenen Jahre.

Binnenmarktpolitik

30. November: Der Ministerrat für Binnenmarkt-
politik genehmigt auf seiner Tagung in Brüssel
drei Beschlüsse zur Frage der Zollunion und be-
rät Schalleistungspegel von Rasenmähern, die
gegenseitige Anerkennung von Hochschuldiplo-
men, Preisfestsetzung für Arzneimittel und die
Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüs-

Europäischer Rechnungshof
30. November: Der Rechnungshof übermittelt
gemäß Art. 84 der Haushaltsordnung dem für die
Entlastung zuständigen und den anderen Orga-
nen seinen Jahresbericht über die Ausführung
des Haushaltsplans der EG für das Haushaltsjahr
1986 und die Transaktionen der Europäischen
Entwicklungsfonds.

Westeuropäische Union

30. November - 3. Dezember: Die 33. Ordent-
liche Tagung der WEU-Versammlung berät in
Paris über Abrüstung, die Rolle Europas, die
Auswirkungen des geplanten deutsch-französi-
schen Verteidigungsrats sowie die im Oktober
vom WEU-Ministerrat verabschiedete Plattform
der Europäischen Sicherheitsinteressen.

Dezember

Arbeits- und Sozialpolitik

1. Dezember: Der Ministerrat für Arbeits- und
Sozialfragen beschließt auf seiner Tagung in
Brüssel ein fünfjähriges Programm zur Berufs-
ausbildung von Jugendlichen und deren Vorbe-
reitung auf das Erwerbsleben und berät über
Maßnahmen zur Bekämpfung der Langzeitar-
beitslosigkeit, ein Aktionsprogramm zugunsten
Behinderter und ein Programm für Sicherheit,
Arbeitshygiene und Gesundheit am Arbeitsplatz.

Europäisches Umweltjahr 1987

2. Dezember: Der Lenkungsausschuß des Euro-
päischen Umweltjahres (EUJ) 1987 tritt in Brüs-
sel zusammen und erörtert die Veranstaltungen,
die zum Abschluß des EUJ vorgesehen sind.

Umweltpolitik

3. Dezember: Der Ministerrat für Umweltfragen
berät auf seiner Tagung in Brüssel ein Aktions-
programm zur Bekämpfung der Umweltver-
schmutzung durch Cadmium und ein Informa-
tionssystem zur Überwachung der Meeresver-
schmutzung, genehmigt Richlinien über die
Höchstgrenzen für Abgaswerte von Kraftfahr-
zeugen und erzielt Einvernehmen über eine Ver-
ordnung zur Ein- und Ausfuhr gefährlicher Che-
mikalien.

Europäischer Rat

4.1 5. Dezember: Die Staats- und Regierungs-
chefs erzielen auf der Tagung des Europäischen
Rates in Kopenhagen keine Einigung über die Fi-
nanz- und Agrarfragen des vom Präsidenten der
Kommission vorgelegten EG-Haushaltes und
vertagt sich deshalb auf den 11. und 12. Februar
1988 zu einer Sondersitzung in Brüssel.
Im Rahmen der EPZ gibt der Rat Erklärungen
zu den Ost-West-Beziehungen, zum Nahen und
Mittleren Osten und zu Afghanistan ab.

Verkehrspolitik

7. Dezember: Der Ministerrat für Verkehrsfra-
gen einigt sich auf seiner Sitzung in Brüssel auf
Maßnahmen für mehr Wettbewerb im europä-
ischen Luftverkehr und kommt zu keiner einheit-
lichen Meinung über die Liberalisierung im Luft-
verkehr.

Wirtschaft und Finanzen

7. Dezember: Der Ministerrat für Wirtschafts-
und Finanzfragen genehmigt auf seiner Tagung in
Brüssel den Jahreswirtschaftsbericht und die
Leitlinien für die Wirtschaftspolitik der Mitglied-
staaten für 1988.

EGKS

7. Dezember: Der Beratende Ausschuß der
EGKS hält eine außerordentliche Vollsitzung in
Luxemburg ab, um über den geänderten Vor-
schlag der Kommission über die Stahlpolitik zu
beraten.
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Industriepolitik

8. Dezember: Der Ministerrat für Industriefragen
einigt sich auf seiner Sitzung in Brüssel auf eine
Verlängerung des Quotensystems für die wichtig-
sten Stahlprodukte bis Ende 1990 unter der Be-
dingung von erheblichen Kapazitätsschließun-
gen. Falls es bis Mitte 1988 nicht zu bindenden
Verpflichtungen der Mitgliedstaaten zur Über-
schußreduzierung kommt, läuft die Quotenrege-
lung Ende Juni 1988 automatisch aus.

Europäischer Fonds für regionale Entwicklung

8. Dezember: Die Kommission leitet dem Rat, dem
EP und dem WSA den Zwölften Jahresbericht
über die Tätigkeit des Europäischen Fonds für re-
gionale Entwicklung (EFRE) im Jahre 1986 zu.

Innere Sicherheit

8.19. Dezember: Der Rat der für Sicherheitsfra-
gen zuständigen Minister berät auf seiner Tagung
in Kopenhagen über Asylpolitik, Fragen des Vi-
sumszwanges sowie die Bekämpfung von Terro-
rismus, Drogenkriminalität und Gewalttätig-
keiten von Fußballfans. Am Rande der Tagung
kommt es auch zu einer Begegnung mit den
Fachministern der Vereinigten Staaten, Norwe-
gens und Österreichs bei der über Terror- und
Drogenbekämpfung beraten wird.

Haushaltspolitik

9. Dezember: Der Ministerrat für Haushaltsfra-
gen kommt auf seiner Tagung in Brüssel überein,
daß es im Ansschluß an die ergebnislose Tagung
des Europäischen Rates in Kopenhagen nicht
möglich sei, den Entwurf des Haushaltsplanes
aufzustellen.

Agrarpolitik

10. Dezember: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster beschließt auf seiner Tagung in Brüssel, Le-
bensmittel aus Überschußbeständen der Gemein-
schaft kostenlos an Bedürftige zu verteilen und
kann sich nicht über die Anwendung von Stabili-
satoren einigen.

USA

11. Dezember: Die Kommissionmitglieder Willy
de Clerq und Karl-Heinz Narjes treffen mit dem
amerikanischen Handelsminister William Vertity
und dem Handelsbeauftragten Clayton Yeutter
zusammen, um über das Ansteigen des amerika-
nischen Handelsbilanzdefizits und den Streit um

Subventionen für den europäischen Flugzeugher-
steller Airbus Industrie zu beraten.
12. Dezember: Eine amerikanische Delegation
unter der Leitung von Außenminister George P.
Shultz stattet der Kommission in Brüssel einen
Besuch im Rahmen der jährlich stattfindenden
Konsultationen ab, um über die Uruguay-Runde,
die internationalen Landwirtschaftsprobleme
und die Ost-West-Beziehungen Gespräche zu
führen.

Allgemeine Angelegenheiten
14. Dezember: Der Rat der Außenminister be-
schließt auf seiner Tagung in Brüssel gegen die
Stimmen der Bundesrepublik Deutschland, Dä-
nemarks und Luxemburgs einen zweistufigen
Plan, nach dem die nach der Reaktorkatastrophe
von Tschernobyl festgelegten Obergrenzen für
die Radioaktivität von Lebensmitteln noch zwei
Jahre gelten sollen. Bei künftigen Nuklearunfäl-
len sollen jedoch deutlich höhere Strahlenbela-
stungen erlaubt sein.

EFTA

14.115. Dezember: Auf der Ministertagung des
EFTA-Rates in Genf wird über die Beziehungen
zur Europäischen Gemeinschaft beraten. Die Mi-
nister begrüßen ein geplantes Treffen zwischen
EG und EFTA über Fragen des Binnenmarktes
und stimmen darin überein, daß zur Verbesse-
rung und Vertiefung der Beziehungen ein syte-
matischerer Prozeß gegenseitiger Informationen
und Konsultationen notwendig sei.

Europäisches Parlament

14. - 18. Dezember: Sitzungswoche des EP in
Straßburg. Die Abgeordneten fordern mit knap-
per Mehrheit die Erweiterung des Kommunal-
wahlrechts für Ausländer auch auf Drittländer
und beauftragen die Kommission, einen entspre-
chenden Richtlinienentwurf vorzulegen, verwei-
gern ihre Zustimmung zur Neuordnung der Han-
delsbeziehungen zur Türkei, womit die Anpas-
sung des Assoziationsabkommens der EG mit
der Türkei auf unbestimmte Zeit verschoben
wird. Wegen des Fehlens eines Haushaltes für
1988 beauftragt das Parlament sein Präsidium,
den Ministerrat vor dem Europäischen Gerichts-
hof zu verklagen. In weiteren Abstimmungen
lehnen die Parlamentarier die Beschlüsse des Mi-
nisterrates über künftige Grenzwerte bei Reak-
torunfällen ab, stimmen den Finanzprotokollen
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über die Zusammenarbeit mit Ländern Nordafri-
kas sowie dem Assoziationsabkommen mit Zy-
pern und dem Kooperationsabkommen mit Jugo-
slawien zu und nehmen Stellung zu Menschen-
rechtsfragen, auch in bezug auf den Konflikt in
den von Israel besetzten Gebieten.

Israel

15. Dezember: Die Gemeinschaft und Israel un-
terzeichnen Handelsprotokolle, mit denen die
Auswirkungen des Beitritts von Spanien und Por-
tugal zur Gemeinschaft berücksichtigt werden
sollen.

Verkehrspolitik

16. Dezember: Der Ministerrat für Verkehrsfra-
gen setzt in Brüssel seine Tagung vom 7. Dezem-
ber fort, kann erneut keine Einigung über eine
Liberalisierung des Güterkraftverkehrs erzielen
und vertagt das Problem auf das kommende
Halbjahr.

Fischereipolitik

16. Dezember: Der Ministerrat für Fischereifra-
gen setzt seine Tagung in Brüssel vom 14. De-
zember fort und legt die Fangquoten für 1988
fest, die in ihrer Summe wenig von den Höchst-
fangmengen von 1987 abweichen.

RGW/Sowjetunion

16. Dezember: Das für auswärtige Beziehungen
und Handelspolititk zuständige Kommissionmit-
glied Willy De Clercq trifft sich zu einem infor-
mellen Gespräch mit dem Sekretär des RGW, V.
Sytchov. Mit dem Vizepräsidenten der Kommis-
sion für Außenwirtschaftsbeziehungen des Mini-
sterrates der UdSSR erörtert er die Möglich-
keiten für eine verstärkte handelspolitische und
wirtschaftliche Zusammenarbeit.

WSA

16.117. Dezember: Der WSA verabschiedet Stel-
lungnahmen zu wissenschaftlichen Normen, Re-
ferenzmaterialien und -methoden, zur Verbesse-
rung der wissenschaftlichen und technischen Zu-
sammenarbeit, zum sechzehnten Bericht über die
Wettbewerbspolitik, zu Börsen und Wertpapie-
ren und zum periodischen Bericht über die sozio-
ökonomische Lage und die Entwicklung in den

Regionen sowie zu Verkehrsinfrastrukturen und
zum Güterkraftverkehr.

Binnenmarkt

18. Dezember: Der Ministerrat für Binnenmarkt-
fragen einigte sich auf seiner Tagung in Brüssel
über Richtlinien für den Umgang mit gefähr-
lichen Chemikalien und zur Koordinierung der
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften über die di-
rekte Schadensversicherung und erläßt eine Ver-
ordnung zur Aussetzung der allgemeinen Zoll-
präferenzen für Waren aus der Republik Korea
und eine Verordnung zur Eröffnung, Aufteilung
und Verwaltung von Gemeinschaftszollkontin-
genten.

Verbraucherschutz

18. Dezember: Der Ministerrat für den Schutz
und die Information der Verbraucher einigt sich
auf seiner Tagung in Brüssel auf eine gemeinsa-
me Richtlinie für die Sicherheit von Spielzeug.

EGKS

18. Dezember: Der Beratende Ausschuß EGKS
hält eine ordentliche Vollsitzung in Luxemburg
ab, um eine jegliche Erhöhung der EGKS-Umla-
ge abzulehnen.

Europäisches Film- und Fernsehjahr 1988
18. Dezember: Der Lenkungsausschuß für das
Europäische Film- und Fernsehjahr 1988 tritt un-
ter dem Vorsitz von Simone Veil zusammen.

Forschungspolitik

21. Dezember: Der Ministerrat für Forschung
einigt sich auf seiner Tagung in Brüssel auf eine
Verlängerung des Europäischen Forschungs- und
Entwicklungsprogramms auf dem Gebiet der In-
formationstechnologie (ESPRIT II) und stockt
das Programm zur technologischen Grundlagen-
forschung (BRITE) auf.

Industriepolitik

22. Dezember: Der Ministerrat für Industrie fragen
einigt sich auf seiner Tagung in Brüssel einstimmig
auf die Verlängerung des Quotensystems in der
Stahlindustrie und billigt ein Hilfsprogramm zur
Umstrukturierung von Industriegebieten mit Eis-
en- und Stahlindustrie (RESIDER).
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